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Liebe LeserInnen und Leser, 

in  der  Vergangenheit  waren Rüs-
tungs-  und  (militärisch  motivierte) 
Raumfahrtindustrie  Schrittmacher von 
technologischen Entwicklungen. Heute 
scheint  es allerdings,  als müsse man 
im militärischen Sektor Anschluss fin-
den  an Automatisierung und Roboter-
technik,  die  in  zivilen  Bereichen sehr 
weit fortgeschritten sind. Die dabei zu-
grunde liegenden Paradigmen lauten: 
Rationalisierung,  Kostenreduzierung 
und  Effizienzverbesserung.  Knappe 
Kassen  für  den  Rüstungshaushalt?  - 
Kein  Problem  mit  bewaffneten  Droh-
nen, die erheblich billiger und zudem 
erheblich zielgenauer  sind. Kostspieli-
ger  Personaleinsatz  auf  Kriegsschau-
plätzen? - Auch kein Problem mit we-
nigen Spezialisten  am Computer  und 
die  Hand  am  Joystick  anstelle  vieler 
Infanteristen mit  Handfeuerwaffen am 
Anschlag. 

In  dieser  Ausgabe  des  Friedens-
journals beschäftigen wir  uns mit den 
absehbaren  Konsequenzen  von tech-
nologischen Entwicklungen.  Dazu ge-
hören vor allem der explosionsartig zu-
nehmende Einsatz von Drohnen. Flori-
an Rötzer – Chefredakteur des Online-
Magazins Telepolis –  hat sich u.a.  in 
einer Buchveröffentlichung mit diesem 
Thema befasst, das wir in dieser Aus-
gabe  etwas  ausführlicher  vorstellen. 
Gleichzeitig geht es aber auch um die 
Weiterentwicklung  vorhandener  Waf-
fensysteme, wie den Einsatz von Leo-
pard-2-Panzern für den „urbanen Ein-
satz“  (siehe  Titelfoto).  Dabei  geht  es 
keineswegs  „nur“  um  Aufstandsbe-
kämpfung in Saudi-Arabien mit Waffen 
„Made in Germany“, sondern auch um 
künftig denkbare Einsätze der Bundes-
wehr  im  Inneren.  Das  Bundesverfas-
sungsgericht hat mit seinem kürzlichen 
Urteil zum Einsatz der Bundeswehr im 
Inneren  „im  Ergebnis  die  Wirkungen 
einer  Verfassungsänderung“  erreicht, 
so jedenfalls das Sondervotum des be-
teiligten Richters Gaier. 

Insbesondere  die  vorgesehene 
Ausrüstung  mit  Kampfdrohnen  auch 
für die Bundeswehr lässt hier  Schlim-
mes befürchten. 

Der  „Modernisierungsschub“  zieht 
sich leider hin bis zu den Atomwaffen. 
Während  biologische  und  chemische 
Waffen,  oder  z.B.  auch  Landminen 
mittlerweile  weltweit  per  Abkommen 
geächtet  sind,  wartet  man  bei  Atom-
waffen darauf noch vergeblich. Unsere 

Autorin Regina Hagen überschreibt ih-
ren Beitrag in dieser Ausgabe deshalb 
mit  dem Titel:  Atomwaffen:  nicht  mo-
dern, sondern illegal. 

Es zeigt sich damit, dass alle Däm-
me brechen, was bisherige Restriktio-
nen im Waffeneinsatz betrifft. 

Friedensinitiativen spielen hingegen 
mittlerweile  im  politischen  Diskurs 
kaum noch eine Rolle und werden von 
den Medien bevorzugt der Lächerlich-
keit  preisgegeben  -  oder  ganz  totge-
schwiegen, wie es derzeit in Bezug auf 
Syrien  und  den Iran  offen  erkennbar 
ist.

Regionale  Konflikte  bleiben  damit 
zwangsläufig  auf  der  Strecke.  Das 
Kriegsgeschrei von Israels Ministerprä-
sident  Netanyahu beinhaltet  nicht  nur 
das  zugespitzte  Risiko  eines  nicht 
mehr  regional  begrenzbaren  Krieges, 
sondern  zunächst  mal  die  definitive 
Verhinderung einer Lösung des  israe-
lisch-palästinensischen Konfliktes.

Ähnliches  gilt  im  Syrien-Konflikt. 
Hier sind die aggressiven Drohgebähr-
den des NATO-Frontstaates Türkei ge-
genüber  Syrien  auch  sehr  stark  ge-
prägt von dem Unwilen der türkischen 
Regierung,  eine  Lösung  der  Kurden-
frage  mit  regionaler  Autonomie  statt 
brutaler  Repression  herbeizuführen. 
Dazu haben wir  Murat  Cakir  von der 
Rosa-Luxemburg-Stifung Hessen Fra-
gen gestellt, die er in dieser Ausgabe 
beantwortet. 

Dass  es  bei  regionalen  Konflikten 
auch anders geht, zeichnet sich aktuell 
gerade in Südamerika ab, wo auf  In-
itiative  mehrerer  Staaten  demnächst 
ernsthafte  Verhandlungen  zwischen 
der  Regierung  Kolumbiens  und  den 
FARC-Rebellen  stattfinden  werden. 
Die  staatlichen  Akteure  hierbei  sind: 
Norwegen, Kuba, Venezuela und Chi-
le. Funktionieren wird dieses allerdings 
nur, wenn sich die USA jeglicher Ein-
mischung  enthalten,  was  zweifelhaft 
ist, da es für sie um ein letztes Stand-
bein  militärischer  Präsenz  in  Latein-
amerika geht, nämlich in Kolumbien. 

Der  kommende  Friedensratschlag 
in Kassel  Anfang  Dezember wird  sich 
schwerpunktmäßig  mit  dem  Thema 
„Die  Rückkehr  des  Krieges  in  die 
Politik“  befassen.  Der  Weiter-  und 
Neu-Entwicklung von Waffensystemen 
und  damit  möglichen  erweiterten 
Kriegführungsszenarien  müssen  wir 
entschieden  entgegen  setzen:  Eine 
Welt ohne Krieg ist möglich!

Karl-Heinz Peil
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   High-Tech-Kriege: Die Bundeswehr ist dabei
von Lühr Henken, Bundesausschuss Friedensratschlag, Berlin

In den seit Mai 2011 gültigen Ver-

teidigungspolitischen Richtlinien (VPR) 

hat Thomas de Maizière wirtschaftliche 

Interessen  definiert:  „Zu  den  deut-

schen  Sicherheitsinteressen  gehört, 

[…]  einen  freien  und  ungehinderten 

Welthandel  sowie  den  freien  Zugang 

zur  Hohen  See  und  zu  natürlichen 

Ressourcen  zu  ermöglichen.“  (VPR, 

Seite 5) Das Interesse am „freien Zu-

gang  […]  zu  natürlichen  Rohstoffen“ 

verlangt  eine  weltweit  einsetzbare 

kampfbereite  Truppe.  Folglich  fallen 

seine  Aufforderungen  entsprechend 

markig aus: „Vom Einsatz her denken“ 

und  „Die  Befähigung  zum  Kampf  als 

höchster Anspruch an Personal, Mate-

rial  und  Ausbildung  muss  […]  der 

Maßstab  für  die  Einsatzbereitschaft 

sein  –  die  Befähigung  zum  Kampf.“ 

Seine  Orientierungen  richtet  er  nicht 

nur an das Offizierskorps, die Soldatin-

nen  und  Soldaten  und  an  die  Rüs-

tungsindustrie,  sondern  auch  an  die 

deutsche  Bevölkerung,  um  den  vor 

über 20 Jahren eingeschlagenen Weg 

weg  von  der  Landesverteidigung  hin 

zu Militärinterventionen tatsächlich mit 

Erfolg und störungsfrei gehen zu kön-

nen. 

Die  Bevölkerung  ist  überhaupt 

nicht  für  diesen  Kurs  zu  begeistern. 

Die Bundeswehr ist rüstungstechnisch 

noch nicht  auf  dem Stand,  der  dafür 

notwendig wäre, aber bis zur Ausliefe-

rung der seit  langem bestellten High-

Tech-Waffensysteme ist es nicht mehr 

weit  hin. Die Bundeswehr wird in den 

nächsten  fünf  Jahren  eigens  ver-

schlankt, damit die neuen Waffen und 

Ausrüstungen  auch  schlagkräftig  zur 

Anwendung gebracht werden können. 

Mehr Soldaten für 
Auslandseinsätze
Der Hauptzweck der Bundeswehr-

reform  ist  die  Vergrößerung  der  im 

Auslandseinsatz  dauerhaft  (also  über 

Jahre)  zur  Verfügung stehenden Sol-

daten  von  7.000  auf  11.000.  Die 

hauptsächlichen  Veränderungen  be-

treffen das Heer und die Marine.  Die 

Luftwaffe  besitzt  seit  Ende  2010  be-

reits  die  Möglichkeit  mittels  600 

Marschflugkörpern TAURUS, aus Hun-

derten Kilometer Entfernung abgefeu-

ert,  Ziele zu zerstören. Auch die Trä-

gerschaft von US-Atomwaffen im Zuge 

der „nuklearen Teilhabe“ der NATO im 

Kriegsfall  ist  ihnen  nicht  genommen, 

obwohl  es  lediglich  eine  Sache  der 

Bundesregierung wäre, diese Massen-

vernichtungswaffen  aus  Deutschland 

zu  verbannen.  Die  Luftwaffe  profitiert 

von  den  beiden  teuersten  Rüstungs-

projekten:  Eurofighter  und  Airbus  A 

400 M.  Allerdings werden beide Pro-

gramme abgespeckt. Statt 177 wird es 

nur 140 Eurofighter geben und statt 60 

„Kampfzonentransportern“  sollen  es 

nur noch 40 sein. 

Nicht  vor  2016  wird  der  Airbus 

M400  für  logistische  Zwecke einsetz-

bar sein. Aber dann kommt das abge-

stimmte Konzept der weltweiten strate-

gischen  Transportkapazität  zum  Voll-

zug: die speziellen Abmessungen der 

Maschinen machen den Transport von 

zwei Kampfhubschraubern TIGER, ei-

nem  Transporthubschrauber  NH-90, 

einem Schützenpanzer  PUMA, einem 

GTK BOXER  oder  116  Soldaten  mit 

Ausrüstung  möglich.  Fallschirmsprin-

ger und Lasten können während des 

Fluges abgesetzt werden. Mit 30 Ton-

nen Zuladung fliegt eine Airbus 4.500 

km am Stück. Damit können erstmals 

Infanteristen – inklusive ihrer schweren 

Waffen - weltweit schnell verlegt wer-

den. Damit das noch schneller geht als 

bisher, wurden die Fähigkeiten zweier 

Heeresdivisionen  unter  einem  Dach 

gebündelt. 

Ab 2014 werden die „Division Spe-

zielle  Operationen“  (DSO),  dessen 

Motto „einsatzbereit – jederzeit – welt-

weit“  Programm ist,  und die  „Division 

Luftbewegliche  Operationen“  (DLO) 

zusammengefasst  zur  „Division 

Schnelle Kräfte“ (DSK). Die 8.600 Sol-

datInnen der DSK werden vom hessi-

schen Stadtallendorf  aus  geführt  und 

vereinen das geheim agierende „Kom-

mando Spezialkräfte“ (KSK), zwei Fall-

schirmjägerregimenter, die zwei Trans-

porthubschrauberregimenter  mit  40 

neuen NH-90-Hubschraubern und das 

Kampfhubschrauberregiment  mit  40 

neuen Kampfhubschraubern TIGER in 

Fritzlar. 

Weniger Personal mit 
mehr Fähigkeiten
Insgesamt  wird  das  Heer  verklei-

nert und gestrafft. Aus fünf werden drei 

Divisionen.  Neben  der  DSK  wird  es 

zwei  „Mechanisierte  Divisionen“  ge-

ben,  denen jeweils  drei  Brigaden un-

terstehen. Hier finden sich unter ande-

rem Infanteriebataillone mit 350 Schüt-

zenpanzern  PUMA und 272 Radpan-

zern GTK BOXER, beides die „Mutter-

schiffe“  der  Infanteriegruppe.  Infante-

risten  sind  speziell  ausgebildet  im 

Häuser-, Straßen- und Ortskampf. Da-

mit  dies  in  größerem  Stil  als  bisher 

trainiert werden kann, soll für 100 Mil-

lionen Euro auf dem Truppenübungs-

platz Altmark in der Colbitz-Letzlinger 

Heide (Sachsen-Anhalt) bis 2017 eine 

sechs  Quadratkilometer  große 

Übungsstadt mit 500 Häusern, Kellern, 

Autobahn, Flusslauf und Elendsviertel 

entstehen.  Für  die  Infanteriegruppen 

werden jeweils neue Kampfausrüstun-

gen hergestellt. In diesem Jahr beginnt 

die Auslieferung von insgesamt 9.000 

Ausrüstungen „Infanterist der Zukunft- 

Erweitertes System“ (IdZ-ES), das der 

Generalunternehmer  Rheinmetall 

GLADIUS getauft hat. Das betrifft  die 

Bekleidung, Schutz- und Trageausstat-

tung,  Waffen, Optik  und Optronik  so-

wie  Führungs-  und  Kommunikations-

mittel.  Insbesondere  die  Führungsfä-

higkeit  des  Infanteristen  soll  mittels 

Aufklärungsdrohnen gewonnener  digi-

taler  Lagebilder,  die  sämtlichen  Füh-

rungsebenen ohne Zeitverzug zugäng-

lich  sind,  revolutioniert  werden,  so 

dass  er  auch  in  der  Nacht  kämpfen 

kann. Der Soldat ist an die „Vernetzte 

Operationsführung“  angebunden.  Zu-

sätzlich  zu  den  schon  vorhandenen 

Aufklärungsdrohnen  in  Entfernungen 

bis  zu  100  km  und  dem  nationalen 

hochauflösenden  Radarsatellitensys-

tem  SAR  Lupe  sollen  fünf  von  der 

NATO  betriebene  Großdrohnen  des 

Typs  GLOBAL HAWK speziell  in  der 

Lage sein, „Einzelpersonen darzustel-

len und Bewegungen über  Zeiträume 

nachzuzeichnen.“ (FAZ 19.4.2012) An 

dieser  großräumigen  Bodenüberwa-

chung  „Alliance  Ground  Surveillance“ 
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(AGS) der NATO, die ab 2016 einsatz-

bereit sein soll, beteiligt sich die Bun-

desregierung zu  einem Drittel.  Insge-

samt wird die größte Teilstreitkraft der 

Bundeswehr,  das  Heer,  im Zuge der 

Reform zwar  etwa 30 Prozent  seiner 

SoldatInnenzahl verlieren, aber die in-

fanteristischen Fähigkeiten werden da-

bei absolut gestärkt.

Marine als Basis für 
Landoperationen
Die Zahl der SoldatInnen der Mari-

ne dagegen wird lediglich um 15 Pro-

zent  abgebaut.  Die kleinste Teilstreit-

kraft erfährt somit eine relative Aufwer-

tung  innerhalb  der  Bundeswehr.  Ne-

ben  der  Seeraumüberwachung  und 

der Bekämpfung der Piraterie soll die 

deutsche Marine  künftig  weltweit  von 

See aus  auf  Land einwirken  können. 

Als  erstes  wurden  für  diesen  Zweck 

fünf hochseegängige Korvetten herge-

stellt,  die  mit  über  250  km  weit  rei-

chenden  Marschflugkörpern  bestückt 

sind, mit denen nicht nur Schiffe ver-

senkt,  sondern  Ziele  im  Binnenland 

zerstört werden können. Aufgrund gra-

vierender  technischer  Probleme  wird 

derzeit  davon ausgegangen, dass die 

fünf Kriegsschiffe erst 2014 einsatzfä-

hig sein werden. 

Zwischen  2016 und  2018  werden 

vier neue Fregatten des Typs F 125 in 

Dienst  gestellt.  Die  150  m  langen 

Schiffe werden die größten Fregatten 

der  deutschen  Marine.  Sie  sind  auf 

Multifunktionalität ausgelegt.  Zur Pira-

tenbekämpfung dienen zwei Bordhub-

schrauber und außenbords hängende 

Speedboote  können  mit  Kampf-

schwimmern  und  Bordingteams 

schnell  zu  Wasser  gelassen  werden. 

Für den Landbeschuss sollen die Fre-

gatten F 125 mit einem Geschütz aus-

gerüstet werden, das einen Granaten-

beschuss  bis  zu  100  km  Entfernung 

ermöglicht.  Darüber hinaus sollen die 

Fregatten  mit  einer  Kommandozelle 

ausgestattet sein, von denen aus Heer 

und Luftwaffe für Landoperationen ge-

führt werden können („Basis See“). Die 

Klasse  F  125  ist  der  Einstieg  in  ein 

neues Antriebssystem für Überwasser-

kriegsschiffe,  was  einen  ununterbro-

chenen Aufenthalt auf See von 24 Mo-

naten  erlauben  soll  (bisher  maximal 

neun  Monate).  Konkret  geplant  wird 

darüber  hinaus,  Mehrzweckkampf-

schiffe  herzustellen  (MKS  180).  Grö-

ßenmäßig zwischen Korvette und Fre-

gatte angesiedelt, sollen sie die multi-

funktionalen  „Arbeitspferde“  der  Mari-

ne werden.  Das  MKS 180 soll  einen 

Hubschrauber und zwei senkrechtstar-

tende Flugdrohnen sowie zwei Speed-

boote  erhalten.  Das  Einsatzprofil  soll 

dem der Fregatte F 125 entsprechen. 

Die Marine wünscht  sechs MKS 180. 

Die  Bauverträge  sollen  2016  unter-

zeichnet  werden,  die  Auslieferung 

2020 beginnen. 

Die deutsche Marine  verfügt  über 

vier  der  kampfstärksten  konventionell 

angetriebenen U-Boote der Welt. Von 

der Außenluft unabhängige Brennstoff-

zellen sorgen für den Antrieb, wodurch 

bis zu drei Wochen lange ununterbro-

chene  Tauchfahrten  um  den  halben 

Globus ermöglicht werden. Die U-Boo-

te  sind  leiser  als  US-amerikanische 

Atom-U-Boote.  Von  Marinen  außer-

halb der NATO sind sie bisher nicht zu 

orten. Mit ihren 50 Kilometer weit  rei-

chenden  Schwergewichtstorpedos 

SEEHECHT  stellen  sie  damit  eine 

strategische  Waffe  dar.  Sie  können 

nicht  nur  Überwasserschiffe  versen-

ken, sondern auch U-Boote. Bis Ende 

2013  sollen  zwei  weitere  U-212  in 

Dienst gestellt werden.

Innerhalb der nächsten drei bis fünf 

Jahre  wird  die  vor  knapp  zwei  Jahr-

zehnten  eingeleitete  technologische 

Erneuerung der Bundeswehr  Realität. 

Nicht  nur  bisher  ungeahnte  Kriegs-

abenteuer werden dann möglich, auch 

dienen die High-Tech-Waffen als Refe-

renzsysteme,  um die  Rüstungsexpor-

toffensive  auszuweiten.  Es  wird  ver-

stärkter Anstrengungen von Seiten der 

Bevölkerung  bedürfen,  um diese  Ab-

sichten zu durchkreuzen.

  Für Verteidigungsminister de Maiziere
  sind Kampfroboter wie alle Waffen
  „ethisch vertretbar“
von Florian Rötzer
Quelle: www.telepolis.de, 04.0.8.2012

In dem Bericht hieß es, dass man sich von Kampfrobotern 

vor allem strategische und Kostenvorteile erhoffe. Verwiesen 

wird aber auch auf nahe liegende Bedenken, "dass durch die 

Option, Einsätze ohne Risiko für die Soldaten durchzuführen, 

in einer Krise die Konfliktschwelle abgesenkt wird oder das Ri-

siko einer kriegerischen Auseinandersetzung – z. B. infolge ei-

nes Unfalls oder eines Versehens – steigt". Hingewiesen wird 

auch auf zahlreiche offene Fragen, vor allem dann, wenn au-

tonom operierende Roboter verfügbar sein werden. Das Gut-

achten lässt  sich allerdings außer Acht,  dass Kampfroboter 

nicht nur militärisch oder von Aufständischen oder Terroristen, 

sondern auch im Inland zur Verbrechensbekämpfung einge-

setzt werden könnten.

[…] Verwundern sollte aber nicht, dass die Kriege, die man 

in der Ferne führt, erst einmal die Türe für die Verwendung 

von Drohnen auch für  die innere Sicherheit  öffnen werden. 

Der Einsatz von Überwachungsdrohnen im Inland ist bereits 

gemacht worden und steht in großem Ausmaß an. Dann wird 

sofort  mit  derselben Logik  die  Forderung folgen,  auch zum 

Schutz der Polizisten und zur effizienteren Bekämpfung von 

schwerer  Kriminalität  und Terrorismus im Notfall  bewaffnete 

Drohnen einsetzen zu können.

Auch bei der Bundeswehr und dem Verteidigungsminis-

terium wächst die Sehnsucht, ähnlich wie die Amerikaner, 

die Briten oder die Israelis mit bewaffneten Drohnen ausge-

stattet zu sein, die denen sich neben wirklichen Angreifern 

auch verdächtige Gegner in Kampfgebieten gezielt und aus 

der sicheren Ferne töten lassen. 

[…] Der Trend zu unbemannten Kampfrobotern im Was-

ser, auf dem Land und in der Luft ist nicht nur in der Logik 

des Militärs, sondern auch politisch klar vorgezeichnet. Da-

her erstaunen die Überlegungen nicht, eher verwundert es, 

dass man so lange dafür gebraucht hat. Offenbar beschäf-

tigte sich die Regierung auch schon längere Zeit damit. Im 

Mai legte das Büro für Technikfolgenabschätzung dem Auf-

traggeber,  dem Verteidigungsausschuss  des  Bundestags, 

einen umfassenden Bericht zu Kampfrobotern vor. Was ha-

ben also die Abgeordneten gemacht?
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   Von Selbstmordanschlägen zu Angriffen mit bewaffneten Drohnen
     Von Florian Rötzer, Chefredakteur des Onlinemagazins Telepolis
 

Der nachfolgende Beitrag ist die 

für das FriedensJournal erstellte Kurz-

fassung eines Beitrages in dem Buch: 

Kriegsmaschinen – Roboter im Militär-

einsatz. Hannover (Heise) 2012, S. 

201-213] – Herausgegeben von Hans-

Arthur Marsiske.

.Noch  setzen  die  Militärapparate 

vor  allem  auf  bewaffnete  Drohnen, 

aber  die  damit  verbundene  einseitige 

Überlegenheit wird im Wettrüsten zwi-

schen  staatlichen  Sicherheitskräften 

und Milizen, Aufständischen, Terroris-

ten und Kriminellen schnell schwinden. 

Seit Langem schon führen die USA 

den  ersten  Drohnenkrieg.  Nach  den 

Anschlägen  des  11.  September  sind 

die  Schleusen geöffnet  und  eine von 

Gerald Ford 1975 erlassene Executive 

Order  außer  Kraft  gesetzt  worden, 

nach der die Ausführung eines Mordes 

(assassination),  wie  sie  im  Kalten 

Krieg  Gang  und Gäbe war,  verboten 

war. Bestätigt wurde das Verbot auch 

durch  weitere  „Executive  Orders“  der 

Präsidenten Jimmy Carter und Ronald 

Reagan.  Präsident  Clinton  ging  noch 

weiter  und  untersagte  den  Geheim-

diensten die Anwerbung von Mitarbei-

tern oder Informanten, die Verbrechen 

oder Menschenrechtsverletzungen be-

gangen hatten. 

Die  nach  dem  11.  September 

schnell  erneuerte „Lizenz zum Töten“ 

erstreckte sich nicht  nur auf  verdeckt 

operierende Spezialkommandos,  son-

dern  eben  auch  auf  CIA-Mitarbeiter, 

die auf  ihrem Stützpunkt  in den USA 

die  von  Bodenkräften  in  Afghanistan, 

Irak, Jemen oder Somalia gestarteten 

und  mit  Hellfire-Raketen  ausgestatte-

ten  Drohnen  übernahmen,  diese  aus 

einer Distanz von Tausenden von Kilo-

metern mit Joysticks vor Bildschirmen 

steuerten  und  mit  einem  Knopfdruck 

die tödlichen Raketen abfeuerten.

Reales Töten in virtuellen 
Welten
Normalerweise steuert ein Pilot die 

Drohne und ein anderer Soldat bedient 

die  Waffen.  Im  Prinzip  unterscheidet 

sich die Situation für den Soldaten vor 

dem Bildschirm und mit dem Joystick 

in nichts von der, die Computerspieler 

erleben, wenn sie in einer Simulation 

eine virtuelle Drohne über einem virtu-

ellen  Pakistan  steuern.  Alle  können 

nur  wahrnehmen,  was  auf  den  Bild-

schirmen sichtbar wird. Sowohl der vir-

tuelle als auch der reale Tod von Men-

schen bleibt ein weit  entferntes, nicht 

direkt  überprüfbares  Ereignis.  Den-

noch  scheinen  manche  der  Soldaten 

und Geheimdienstmitarbeiter, die stun-

denlang  via  Telepräsenz  über  einem 

weit  entfernten  Land  schweben  und 

Menschen jagen und töten, unter ho-

hem Stress  zu  leiden,  berichtete  das 

Pentagon.  Virtuelle  Welten  sind,  wie 

eben  die  in  normalen  Computerspie-

len,  reversibel,  nichts  geschieht  end-

gültig. Nun aber tritt der Tod, das irre-

versible Ereignis par excellence, in die 

Virtualität  ein.  Das  ist  wahrscheinlich 

ebenso schwer zu verarbeiten wie die 

Arbeit  als  Kampfsoldat  am  Schreib-

tisch vor dem Bildschirm oder  mit  ei-

nem Datenhelm. Man kann sich wohl 

vorstellen, dass solche aus der Ferne 

geführten  Kriege  sich  dem  nähern, 

was  gemeinhin  unter  „Spielen“  ver-

standen wird. Das wird dazu verleiten, 

Einsätze  zu fliegen,  die  Menschen in 

Flugzeugen aufgrund der Gefahr nicht 

machen  würden,  weil  der  Wille  zur 

Selbsterhaltung zur Vorsicht anleitet. 

Drohnen  haben  den  Vorteil,  dass 

eigene Soldaten und Geheimdienstmit-

arbeiter  nicht  gefährdet  wurden,  aber 

sich  große  Gebiete  Tag  und  Nacht 

überwachen,  Verdächtige  verfolgen 

und gezielt präventiv töten ließen. 

Drohnenkrieg in Perfektion 
unter Präsident Obama
Unter Präsident Obama wurden die 

Kampfdrohnen  zu  einer  der  wichtigs-

ten  Waffen  des  US-Militärs.  Kampf-

drohnen statt Bodentruppen, lautet die 

Devise, präventiv und auf Verdacht tö-

ten, anstatt schwierige legale Prozes-

se  bei  Festnahmen  durchstehen  zu 

müssen. Zwar werden hin und wieder 

Drohnen  abgeschossen,  aber  noch 

stellen  sie  in  den  Ländern,  in  denen 

die Gegner, wie im Fall der asymmetri-

schen Kriege, weder über Luftabwehr-

systeme noch über eine Luftwaffe ver-

fügen,  allein  schon  deswegen  eine 

Überlegenheit dar, weil in den eigenen 

Reihen  höchstens  Sachschaden  ent-

stehen  kann.  Die  Gegner  hingegen 

müssen permanent mit Entdeckung im 

offenen Raum und auch mit Angriffen 

rechnen.  Sie  sind  letztlich  nirgendwo 

sicher, die Kampfdrohnen stellen einen 

auf  Dauer  gelegten  Hinterhalt  dar. 

Auch in Libyen wurden bei den Angrif-

fen auf Gaddafi-treue Kämpfer und für 

die Jagd auf den Gaddafi-Clan Kampf-

drohnen eingesetzt. Im April 2011 be-

tonte der damalige US-Verteidigungs-

minister Gates,  dass der Einsatz von 

Kampfdrohnen nicht  bedeute,  Boden-

truppen einzusetzen. 

Es  ist  ein  bleibendes  Paradox, 

dass ein Friedensnobelpreisträger im 

Weißen Haus als jener Präsident  in 

die  Geschichte  eingehen  wird,  der 

gleich zwei neue Formen der unilate-

ralen Kriegsführung zu Grundpfeilern 

seiner Sicherheitspolitik gemacht hat. 

Während  Obama,  wie  versprochen, 

die Truppen aus dem Irak abgezogen 

und auch das  Ende  des  Krieges  in 

Afghanistan terminiert hat, setzt er im 

Kampf gegen (mutmaßliche) Terroris-

ten in aller Welt vor allem, ja fast aus-

schließlich auf Drohnen. 

Der  Angriff  mit  dem  vom  Aus-

landsgeheimdienst  CIA  entwickelten 

Computervirus „Stuxnet“ gegen irani-

sche Nuklearanlagen dürfte der erste 

Präventivschlag  einer  Nation  gegen 

eine  andere im Zeitalter  der  Cyber-

space-Kriege gewesen sein.

Quelle: FAZ vom 7.9.2012

Das  aber  heißt  auch,  dass  man 

eben schneller mal Kampfroboter ein-

setzt. Sie senken die Kriegsschwelle. 

Allein im unerklärten Drohnenkrieg 

im  pakistanischen  Grenzgebiet  wur-

den, so ein Bericht des britischen Bu-

reau  of  Investigative  Journalism, von 

2004 bis zum 12. Juli  2011 zwischen 

2.292 und 2.863 Menschen bei insge-

samt 291 Angriffen getötet, 239 dieser 

Angriffe wurden seit Beginn der Präsi-

dentschaft  von  Obama  ausgeführt. 
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Nach glaubwürdigen Berichten, so die 

Autoren, wurden mindestens 160 Kin-

der getötet.  Insgesamt sind zwischen 

385 bis 775 Zivilisten durch die Droh-

nenangriffe  ums  Leben  gekommen. 

Für den Bericht wurden alle verfügba-

ren  Informationen  ausgewertet,  ver-

lässliche Informationen fehlen.

Das  Schweigen  der  Staatenge-

meinschaft über den Krieg mit fernge-

steuerten  Kampfrobotern  und  dessen 

rechtliche  Grenzen  wird  es  ermögli-

chen,  dass  auch  andere  Kräfte  sich 

leichter  dieser  Technologie  bedienen 

können  -  wie  dies  mit  Waffen  und 

Techniken oft genug der Fall war.

Technisches Wettrüsten 
auch asymmetrisch 
In  den asymmetrischen Konflikten 

und Kriegen können die USA und an-

dere Staaten noch die Vorteile ausnut-

zen, die der sichere Krieg aus der Fer-

ne mit Kampfrobotern bietet. Die tech-

nisch und militärisch weit unterlegenen 

Gegner in weit entfernten, „wilden“ Re-

gionen müssen dagegen etwa Selbst-

mordattentäter  einsetzen.  Daher  wird 

in  allen  Ländern,  die  sich  diesen Di-

stanzkrieg leisten können, aufgerüstet, 

wobei bewaffnete Drohnen gegenüber 

Kampfrobotern  etwa  auf  dem  Boden 

noch die Waffen der Wahl darstellen. 

Zwar werden die ersten fernsteuerba-

ren Kampfroboter oder Schussanlagen 

bereits  zum  Grenzschutz  eingesetzt, 

aber mobile Kampfroboter auf dem Bo-

den in einem fremden Land einzuset-

zen, selbst wenn dort offiziell Krieg ge-

führt wird und die nationale Regierung 

dies billigt,  scheint  ein noch größerer 

Tabubruch zu sein als der Einsatz flie-

gender Roboter. Roboter auf dem Bo-

den wären auch ein besseres Angriffs-

ziel als Drohnen hoch oben in der Luft, 

vermutlich würde eine gezielte Tötung 

mit  einem  Bodenroboter  auch  mora-

lisch  stärker  abgelehnt  werden,  als 

wenn aus der Luft Raketen abgefeuert 

werden, da dies schon seit Jahrzehn-

ten im Luftkrieg mit zunehmend besse-

ren Präzisionswaffen gemacht wird. 

Wo Krieg geführt wird oder es kei-

ne souveräne Regierung gibt,  gibt  es 

zwar, wie in Pakistan, Kritik am Droh-

nenkrieg,  aber  keine  Konsequenzen. 

Auch in den Vereinten Nationen wer-

den  sich  US-Alliierte,  aber  auch  die 

anderen Staaten, die militärisch über-

legen  sind,  davor  hüten,  verbindliche 

Abkommen  über  die  Einschränkung 

des Einsatzes von Kampfdrohnen und 

anderen  Kampfrobotern  einzugehen. 

Aber es ist absehbar, dass Terroristen, 

Aufständische und Kriminelle sich mit 

Boden-Luft-Raketen aufrüsten, um die 

Drohnen  abschießen  zu  können,  vor 

allem  aber,  dass  die  Robotertechnik 

selbst  auch in ihre Hände fällt.  Noch 

sind die bewaffneten Drohnen so groß, 

dass sie von einem Flugplatz aus star-

ten  müssen  und  leicht  ausgemacht 

werden können. Aber es können auch 

kleine  Drohnen,  beispielsweise  fern-

steuerbare  Modellflugzeuge,  wie  sie 

auch jetzt schon auf dem Markt zu fin-

den  sind,  mit  Sprengladungen  oder 

chemischen/biologischen  Waffen aus-

gestattet werden, um zumindest Terror 

oder  Panik  zu verbreiten,  auch wenn 

die reale Gefahr relativ gering ist. Die 

weitere  Entwicklung,  gefördert  auch 

von  den  Staaten  und  ihren  Militärs, 

geht  dahin,  technische  Systeme  billi-

ger, effektiver, kleiner und leichter be-

dienbar zu machen. Umso leichter wird 

es werden, Drohnen mit gewünschten 

Eigenschaften selbst  zu  basteln.  Und 

es  müssen  keineswegs  erst  Kampf-

drohnen sein, die das Leben ungemüt-

lich  werden  lassen.  Privatpersonen 

können ihre Nachbarn ausspähen, Kri-

minelle  Beutezüge  auskundschaften 

oder  bei  einem Überfall  schauen,  ob 

die Luft rein ist. Die Möglichkeiten sind 

unendlich und entsprechen denen, die 

bislang die staatlichen Sicherheitskräf-

te zu ihrem Vorteil nutzen.

Sollten in Zukunft Kriege zwischen 

hochgerüsteten  Armeen  stattfinden, 

dann  wird  die  Kriegsführung aus  der 

Ferne mit Überwachungs- und Kampf-

robotern  im  Wasser,  in  der  Luft  und 

auf  dem  Boden  eine  ganz  neue  Di-

mension  annehmen.  Robotsysteme 

können groß wie Schiffe, Panzer oder 

Flugzeuge,  aber  auch  winzig  wie 

schwärmende und stechende Insekten 

sein. Seltsamerweise scheint man sich 

bislang  kaum  Gedanken  darüber  zu 

machen - oder diese zu äußern -, was 

geschehen  würde,  wenn  bewaffnete 

Robotsysteme in die „falschen“ Hände 

geraten.  Es liegt  auf  der  Hand,  dass 

etwa  Guerillagruppen,  wenn  sie  über 

Geld,  gute  Verbindungen  und  tech-

nisch  versierte  Mitglieder  verfügen, 

bald  auch  Roboter  erwerben  oder 

selbst bauen und diese dann auch ein-

setzen, um Gegner oder „soft targets“ 

auszukundschaften  und  anzugreifen. 

Bislang schützt man Gebäude nur ge-
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gen Angriffe vom Boden, beispielswei-

se  vor  Autobomben,  indem Gebäude 

von der Straße zurückgesetzt, Zufahr-

ten mit Pollern und anderen Absperr-

maßnahmen blockiert werden.

Schon  seit  Jahren  wird  versucht, 

Drohnen  immer  kleiner  zu  machen. 

Doch  bislang  haben  die  entwickelten 

Mikrodrohnen nur Kameras mitgeführt, 

aber noch keine Waffen, was schlicht-

weg  ein  Gewichts-  und  Größenpro-

blem  ist.  Offenbar  will  man  das  im 

Pentagon schnell  ändern.  So schloss 

die US Army im September 2010 mit 

dem  kalifornischen  Unternehmen  Ae-

roVironment  einen  Vertrag  über  4.9 

Millionen  US-Dollar  für  die  Kampf-

Mikrodrohne Switchblade  ab.  Sie soll 

eine neue und flexible Waffe für eine 

schnelle Reaktion sein,  um mit hoher 

Präzision und geringem Risiko für Kol-

lateralschäden  zuschlagen  und  töten 

zu  können.  Klar  ist  jedoch,  dass  mit 

Switchblade  der  Roboterkrieg  in  eine 

neue Dimension eintreten wird. Heute 

geht  das  Wettrüsten  nicht  mehr  in 

Richtung immer größerer Waffensyste-

me, die sich wie die Atombombe nur 

Staaten mit großem Aufwand und viel 

Investitionen  leisten  können,  sondern 

in Richtung Miniaturisierung. Zwar  re-

duziert  sich dadurch auch die Zerstö-

rungskraft,  aber  in  asymmetrischen 

Kriegen entfaltet auch der Einsatz ei-

nes Maschinengewehrs oder einer La-

dung  Sprengstoff  ausreichend  Wir-

kung, um für Panik und Aufmerksam-

keit sorgen zu können. 

AeroVironment berichtet, dass sich 

die Mikrodrohne von einer Röhre star-

ten lässt, die ebenso wie sie selbst in 

einen Rucksack passt. Beim Start ent-

faltet die gerade einmal 2 kg schwere 

Drohne ihre Flügel.  Sie  überträgt  Bil-

der,  fliegt,  angetrieben  durch  einen 

Elektromotor,  leise  mit  hoher  Ge-

schwindigkeit  und ist  eine technische 

Umzusetzung  des  Selbstmordattentä-

terkonzepts:  Sie  hat  keine  Waffen, 

sondern ist selbst die Waffe, also eine 

Kamikaze-Drohne, die  in den Gegner 

hineinfliegt wie ein Geschoss und beim 

Aufprall eine kleine Sprengladung zün-

det. Man braucht keine große Anstren-

gung der Fantasie, um sich vorstellen 

zu  können,  welche  Wunderwaffe  sol-

che Kamikaze-Drohnen auch für Atten-

täter oder Mörder sein können. 

Drohnen anstatt 
Selbstmordanschläge 
Passend  zu  den  Anstrengungen 

der Militärs und Rüstungsfirmen arbei-

ten  auch  bereits  Aufständische  oder 

Terroristen an der Entwicklung eigener 

Waffen, darunter auch fernsteuerbarer 

Waffensysteme. So preist die irakische 

Ansar al-Islam in einem Video, das im 

letzten Jahr über das Internet verbrei-

tet  wurde,  ihre  angeblichen  Erfolge 

beim Aufholen der Entwicklung moder-

ner  Waffensysteme.  Vorgestellt  wer-

den die „Werkstätten“, die an die Gara-

gen der  frühen Computerbastler  erin-

nern,  in  denen  Boden-Luft-Raketen, 

Schalldämpfer oder eben auch fernbe-

dienbare Maschinengewehre gebastelt 

wurden.  Gezeigt  werden  Mitarbeiter, 

die  eifrig  an  Platinen  herumwerkeln. 

Als Highlight dürfte vermutlich ein Auto 

fungieren,  das im Video ohne Fahrer 

durch die Wüste fährt und von dem je-

denfalls der Eindruck erweckt wird, als 

würde  es  fernsteuerbar  sein.  „Dieser 

Technikbereich ist  eine Wissenschaft, 

die vom Westen entwickelt wurde und 

in der er überlegen ist“, so heißt es im 

Propagandavideo.  „Aber  es  dämmert 

am  Horizont  ein  neues  Zeitalter  und 

die Mudschaheddin sind nun wirkliche 

Wettbewerber in diesem Bereich.“ 

Auch asymmetrische Konflikte sind 

durch  ein  Wettrüsten  in  Bezug  auf 

Strategien,  Waffen,  Abwehrmaßnah-

men und Aufklärung/Überwachung ge-

kennzeichnet. Es ist allerdings weitaus 

weniger  kontrollierbar  als  das  zwi-

schen  Staaten,  weil  die  „schwachen“ 

Kräfte,  die  auch  aufgrund  der  über-

großen Macht ihrer Gegner das Recht 

und die Moral auf ihrer Seite wähnen, 

zu den Mitteln greifen werden, die ih-

nen zur Verfügung stehen. 

    Deutsche Rüstungsexporte: Nicht nur Kassel sagt Nein
    von Peter Strutynski, AG Friedensforschung und Bundesausschuss Friedensratschlag, Kassel

„Zerstörung  und  Wiederaufbau“ 

lautet  das Motto  der  documenta  13, 

der weltweit  größten Ausstellung mo-

derner  Kunst,  die  alle  fünf  Jahre  in 

Kassel  stattfindet.  Es  ist  eine  Werk-

schau  der  Superlative  –  sowohl  was 

den  schier  unübersichtlichen  Umfang 

der  Ausstallung,  als  auch  was  deren 

lokalhistorische Dimension betrifft. Die 

documenta-Kuratorin  Carolyn  Chri-

stov-Bakargiev  stieß  bei  ihren  Vorar-

beiten u.a. auf die Geschichte des KZ-

Nebenlagers  Breitenau  in  der  Nähe 

von Kassel, worin seit 1984 eine Ge-

denkstätte  betrieben  wird.  „Die  Brei-

tenau“  war  in  der  Nazi-Zeit  Durch-

gangs-  und  Folterstätte  für  politische 

Häftlinge – Kommunisten, Sozialdemo-

kraten,  Gewerkschafter,  später  auch 

ausländische Gefangene -, und rassis-

tisch  Verfolgte,  insbesondere  Juden, 

die anschließend in das „Stammlager“ 

Buchenwald transportiert  wurden. Ca-

rolyn  Christov-Bakargiev  war  von der 

Geschichte Breitenaus so erschüttert, 

dass sie allen eingeladenen Künstlern 

vor  Beginn  der  documenta  eine  Be-

sichtigung  der  Gedenkstätte  „verord-

nete“. Und tatsächlich haben nicht we-

nige Künstler/innen in ihren Arbeiten – 

die zum größten Teil  vor  Ort,  also in 

Kassel erst entstanden bzw. ihre end-

gültige Form gefunden haben – Bezug 

genommen auf die dunkle Vergangen-

heit  Kassels  und  Deutschlands  unter 

faschistischer  Herrschaft.  Der  Leiter 

der Gedenkstätte Breitenau konnte an 

zentraler Stelle während der 100 Tage 

documenta einen eigenen Pavillon be-

treuen, in dem Tausende und Abertau-

sende von Besuchern mit dem mörde-

rischen System und Ausmaß des  fa-

schistischen  Terrors  konfrontiert  wur-

den.

Kassel: Vergangenheit mit 
Rüstung und Krieg 
Wegen  der  hohen  Konzentration 

von Militär (Kassel war eine der wich-

tigsten  Wehrmachts-Garnisonen  auf 

dem expansiven Weg nach Osten) und 

Rüstungsindustrie wurde Kassel  wäh-

rend des Zweiten Weltkriegs zum stra-

tegisch wichtigen Ziel der Alliierten. In 
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einer einzigen Nacht, am 23. Oktober 

1943, wurde ein großer Teil der Stadt 

durch  v.a.  britische  Luftangriffe  zer-

stört,  wobei  mehr  als 10.000 Bewoh-

ner ums Leben kamen. 

Lange Jahre wurde bei den offiziel-

len Gedenkveranstaltungen die eigent-

liche  Ursache  der  Zerstörung  ausge-

klammert.  Erst  ein  vorbildliches  For-

schungsprojekt an der Universität (da-

mals „Gesamthochschule“) Kassel und 

die  geschichtsbewusste  Friedensbe-

wegung  haben  die  Verhältnisse  zu-

rechtgerückt  und die  Ursache für  die 

Zerstörung  benannt:  Es  waren  die 

Machtübernahme der Nazis 1933 und 

der  seither  eingeschlagene  Kurs  der 

Militarisierung, Aufrüstung und Kriegs-

vorbereitung.  Doch  trotz  solch  er-

drückender  Belege  bleibt  der  Kampf 

gegen  die  Geschichtsvergessenheit 

eine Daueraufgabe – nicht nur in die-

ser Stadt.

Demo gegen Panzer-Export in Kassel am 31.8.2012

Rüstungsindustrie mit 
regionaler Dominanz
Die beiden wichtigsten Firmen, die 

in Kriegszeiten eine „negative Konver-

sion“ durchgemacht haben, d.h. einen 

Teil  ihrer  zivilen  Produktionskapazitä-

ten  auf  den  Bedarf  zentralstaatlicher 

Rüstungs-  und  Beschaffungsanforde-

rungen  umgestellt  haben,  waren  das 

Henschel-Werk  –  eines  der  ältesten 

und  die  Industriegeschichte  Kassels 

prägendsten  Unternehmen  –,  später 

auch die Henschel-Flugzeugwerke und 

die  ca.  70  Jahre  nach  Henschel  ge-

gründete Waggonfabrik Wegmann und 

Co.  Beide  Unternehmen  existieren 

heute  nicht  mehr  in  ihrer  ursprüngli-

chen (Rechts-)Form; gleichwohl haben 

sie bzw. ihre Nachfolgewerke bis heu-

te große Bedeutung für den Industrie-

standort  Kassel  und  den  regionalen 

Arbeitsmarkt.

Krauss-Maffei Wegmann (KMW) ist 

an  der  Produktion  von  Leopard-Pan-

zern  beteiligt  (ein  anderer  wichtiger 

KMW-Standort  ist  München,  dazu 

kommen noch Zulieferfirmen etwa  im 

Bodenseeraum) und stellt die tödliche 

Panzerhaubitze  für  die  Bundeswehr 

und  für  den  Export  her.  Die  Firma 

Rheinmetall  (Unternehmenssitz  in 

Düsseldorf) produziert in zwei getrenn-

ten Betriebsteilen – „Rheinmetall MAN 

Military  Vehicles  GmbH“  und  „Rhein-

metall  Landsysteme GmbH“ -  gepan-

zerte Fahrzeuge und militärische Rad-

fahrzeuge,  darunter  fast  alle  bekann-

ten  Schützen-  und  Spürpanzertypen 

(vom Marder bis zum Puma). Auf die-

se  zwei  Firmen  entfallen  in  Kassel 

rund 3.000 Arbeitsplätze; das ist in ei-

ner traditionell  strukturschwachen Re-

gion  natürlich  ein  wichtiger  Arbeitge-

ber.  Beide  Firmen  kooperieren  übri-

gens bei zahlreichen Rüstungsprojek-

ten, etwa auch beim Leopard-2.

Die  Rekonstruktion  der  Kasseler 

Rüstungsindustrie  war  in  der  Nach-

kriegszeit  umstritten.  Erst  Mitte  der 

50er Jahre, d.h. vor dem Hintergrund 

der  Westintegration,  des  NATO-Bei-

tritts und der Remilitarisierung, stiegen 

Henschel  und  Wegmann  wieder  ins 

Waffengeschäft  ein – ohne allerdings 

ihre  zivilen  Standbeine  aufzugeben. 

Widerspruch  kam sowohl  vom  Stadt-

parlament  als  auch  von der  hiesigen 

Presse, die sich beide auf eine breite 

Ablehnung der Rüstung in der Kasse-

ler Bevölkerung stützen konnten. Doch 

wo lukrative Aufträge aus dem Vertei-

digungsministerium winken, lässt man 

historische  Erfahrung  und  die  Mehr-

heitsmeinung der Bevölkerung schnell 

links liegen. 

1990: Friedensdividende, 
aber keine Konversion
An einer Weggabelung standen die 

beiden  Unternehmen  Ende  der  80er, 

Anfang der 90er Jahre, als zumindest 

ein  Hauch  von  Friedensdividende 

spürbar  geworden  war  und  sich  die 

Auftragslage für die Kasseler Panzer-

bauer dramatisch verschlechterte. Das 

war die Zeit der Konversions-Suchbe-

wegung,  die  allerdings  nicht  von den 

Unternehmensleitungen,  sondern  von 

den  Betriebsräten  und  der  IG  Metall 

ausging.  Sie bangten um Arbeitsplät-

ze, die denn auch in der ersten Hälfte 

der 90er Jahre zu Hunderten abgebaut 

wurden. Aus Henschel war schon vor-

her Thyssen Henschel AG geworden, 

Wegmann  sollte  erst  später  mit  der 

Münchner  Krauss-Maffei  AG  zusam-

mengehen. Gerade in dieser unterneh-

menspolitisch kritischen Situation ent-

schied sich Wegmann, das letzte zivile 

Geschäftsfeld,  die  Produktion  von 

Drehgestellen  für  Waggons,  Straßen- 

und S-Bahnen, vollständig aufzugeben 

und  nur  noch  auf  Panzer  und  Ver-

wandtes  zu  setzen.  Heute  sind  die 

Kasseler  Thyssen-Henschel-Nachfol-

gebetriebe und der Wegmann-Nachfol-

ger  „Krauss-Maffei  Wegmann“  hun-

dertprozentige  Rüstungsproduzenten, 

mit anderen Worten: Sie sind auf Ge-

deih  und  Verderb  von  Aufträgen  der 

Hardthöhe  und  von  ausländischen 

staatlichen  Nachfragern  abhängig. 

Und mit ihnen die Beschäftigten, die in 

den letzten Jahren offenbar wieder er-

folgreich  im  Verteidigungsministerium 

bzw. bei waffenfreundlichen Parlamen-

tariern vorstellig wurden.

Rüstung: keine sicheren 
Arbeitsplätze
Der gegenwärtige  Konflikt  bei  der 

Kasseler  Rheinmetall-Landsysteme 

GmbH illustriert  das. Im August 2012 

wurde  bekannt,  dass  eine  größere 

Zahl  der  ca.  410  Beschäftigten  ihren 

Arbeitsplatz verlieren sollte – wobei ei-

nem Teil von ihnen ein Arbeitsplatz in 

Unterlüß in der Lüneburger Heide an-

geboten  wurde;  eine  schlechte  Alter-

native  für  Menschen  mit  Familie,  Ei-

genheim usw.  Grund für den drohen-

den  Arbeitsplatzabbau  sind  einmal 

rückläufige Bestellungen der  Bundes-

wehr, zum anderen aber konzerninter-

ne Überlegungen,  die  Rüstungsaktivi-

täten umzustrukturieren und auf weni-

ge Standorte zu konzentrieren. Am 4. 

September sind die Beschäftigten so-

gar in den Streik getreten, um ein Si-

gnal für den Erhalt ihrer Arbeitsplätze 

zu  senden und gleichzeitig  –  für  den 

Fall  der  Fälle  –  einen  Sozialplan 

durchzusetzen.  Rüstungskritische 

Stimmen waren  – mit  Ausnahme der 

Friedensbewegung – nicht zu verneh-
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men. Konversion spielt nicht einmal als 

Zukunftsvision eine Rolle.

Die  IG  Metall  in  Nordhessen  hielt 

sich  auch bedeckt,  als  vor  gut  einem 

Jahr bekannt geworden war,  dass ca. 

270 Leopard-Kampfpanzer nach Saudi-

Arabien geliefert werden sollten – zwei-

fellos  ein  profitables  Geschäft  für  die 

Kasseler Panzerbauer und eine Art Be-

schäftigungsgarantie  für  die  Beleg-

schaften bei KMW und Rheinmetall. In-

itiativ  wurde  dagegen die  Friedensbe-

wegung.  Das  Kasseler  Friedensforum 

hat  im  Juli  2011  eine  spontane  De-

monstration  mit  immerhin  300   Men-

schen vor die Tore von KMW gemacht 

und einen Appell  an die Stadt  Kassel 

formuliert, in dem es um folgende For-

derungen geht:  Die Stadt  soll  „Initiati-

ven ergreifen und unterstützen, die aus 

Kassel  eine  Stadt  des  Friedens  ma-

chen sollen. Dazu gehören: 

- öffentlicher Protest gegen den Ex-

port  von  Kriegswaffen  aus  Kassel  in 

Spannungsgebiete und an Regime mit 

einer  problematischen  Menschen-

rechtssituation, 

-  politischer Druck auf die Kasseler 

Rüstungsunternehmen ihre Produktpa-

lette zu  demilitarisieren und zivile  Ge-

schäftsfelder aufzubauen, und 

-  politische Initiativen bei Land und 

Bund zur Konversion (Umstellung) der 

Rüstungsproduktion.“ 

Der letzte Punkt scheint besonders 

wichtig zu sein, weil es nicht darum ge-

hen darf, die Kolleginnen und Kollegen 

von  KMW  und  Rheinmetall  arbeitslos 

zu  machen,  sondern  dass  sie  ihren 

Qualifikationen entsprechend  nützliche 

zivile  Produkte herstellen  sollen.  Rüs-

tungsbeschäftigte  sind  nicht  unsere 

Gegner.  Unser  Gegner  ist  die  Militär- 

und  Aufrüstungspolitik  der  Bundesre-

gierung, die letzten Endes die Beschäf-

tigten in der Rüstungsindustrie zu Gei-

seln ihrer Politik macht.

Leo-2 für die Saudis zur 
urbanen Kriegsführung
Zum  innenpolitischen  Skandal  der 

vorgesehenen Lieferung an Saudi-Ara-

bien gesellten sich mittlerweile auch die 

Nachrichten,  wonach  Indonesien  und 

Katar  ebenfalls  an  den  Panzern  aus 

Kassel und München interessiert sind. 

Hinzu  kommt,  dass  die  Leos  für  die 

Saudis und für Katar so ausgelegt sein 

sollen, dass sie vor allem für den Stra-

ßenkampf,  sprich:  zur  Aufstandsbe-

kämpfung taugen.  So erhielt  der  Leo-

pard  2-A7+  einen  ungewöhnlichen 

Tarnanstrich, der den Verhältnissen in 

Innenstädten  angepasst  ist.  Mit  ihm 

werden laut KMW die Soldaten „optimal 

auf neue Einsatzszenarien vorbereitet“. 

Das  geschehe  vor  allem  durch  hoch-

wirksamen Rundumschutz, verbesserte 

Aufklärungsfähigkeit mittels einer hoch-

auflösenden  Tageslichtkamera  mit 

Zoom-Möglichkeit  und  Wärmebildka-

mera  bei  Nacht  und  schlechter  Sicht, 

ein Räumschild, um im Ortskampf Bar-

rieren zu beseitigen, eine Nahfeldbeob-

achtungsfähigkeit,  nicht-letale  Bewaff-

nung, Suchscheinwerfer  und durch di-

rekte  Kommunikation  mit  abgesesse-

nen Kräften sowie durch erweiterte Be-

waffnungsmöglichkeiten  gegenüber 

den anderen  LEOPARD 2-  Varianten. 

So kommt wahlweise ein Maschinenge-

wehr Kaliber 12,7 mm und ein Granat-

werfer  Kaliber  40 mm hinzu.  Die FAZ 

beschreibt die Fähigkeiten dieses Pan-

zers so: Mit dem MG kann „man auch 

steil  nach  oben schießen –  beispiels-

weise in engen Straßen gegen Feinde 

auf  Hausdächern.  Neue  Munition,  die 

zeitverzögert explodiert, wirkt auch hin-

ter Mauern.  Außerdem kann der Pan-

zer rundum gegen Panzerfaustangriffe 

gewappnet werden, das Fahrwerk wur-

de  verbessert,  eine  Kühlanlage  sorgt 

auch in heißen Ländern für erträgliche 

Temperaturen.“  (FAZ  6.7.11)  Auf  die 

120mm-Glattrohrkanone von Rheinme-

tall  wird  selbstverständlich  nicht  ver-

zichtet. Rheinmetall bietet für den A7+ 

ein um 1,30 m verkürztes Rohr an, weil 

die kürzere Waffe beim Einsatz in en-

gen  Straßen  und  Gassen  von  Vorteil 

sei.

Rüstungsexporte - ein 
Bombengeschäft
Fragt man nun weiter,  welches In-

teresse  die  Bundesregierung  an  den 

Counterinsurgency-Fähigkeiten  des 

Golfstaates  hat, so muss man die geo-

strategische Ausrichtung Deutschlands 

mit  einbeziehen.  Saudi-Arabien ist  ein 

„verlässlicher  Stabilitätsfaktor“  in  der 

arabischen Welt und im Nahen Osten, 

hat mit dem Iran denselben Feind wie 

der  Westen  und  garantiert  einerseits 

den Ölfluss in die ölgierigen Länder des 

Nordens  und andererseits  die  Abnah-

me  milliardenschwerer  Rüstungsgüter 

aus dem „Norden“. So hat etwa die US-

Rüstungsindustrie 2011 ein Rekordge-

schäft eingefahren. Vor allem der Ver-

kauf  von  Kampfjets  und  Raketenab-

wehrsystemen  an  Saudi-Arabien,  die 

Vereinigten  Arabischen  Emirate  und 

Oman  habe  zu  einer  Verdreifachung 

der US-Rüstungsexporte im vergange-

nen Jahr beigetragen, heißt es in einem 

Bericht  der  "New  York  Times"  vom 

26.08.2012  unter  Berufung  auf  eine 

Studie für den US-Kongress.  Ein Pan-

zergeschäft  in  Höhe von drei  bis  vier 

Mrd. Euro (das sich noch stark erhöhen 

ließe, nachdem zwischenzeitlich sogar 

von  600-800  Leos  für  die  Saudis  die 

Rede war)  ist  also auch für  die  deut-

schen Händler des Todes lukrativ – und 

die  Bundesregierun  hält  ihre  engsten 

Verbündeten hochgerüstet und bei Lau-

ne.

Demo gegen Panzer-Export in Kassel am 31.8.2012

Nun haben aber sowohl  die saudi-

sche Herrscherfamilie als auch die rüs-

tungsfreundliche  Bundesregierung  die 

Rechnung ohne den Wirt gemacht. Aus 

Saudi-Arabien  sickern  immer  häufiger 

Nachrichten  von  Antiregime-Protesten 

durch,  die  zumindest  ein  perspektivi-

sches Ende der saudischen Stabilisie-

rungsfunktion in der Region ahnen las-

sen.  Und in Deutschland ist  kaum et-

was unbeliebter als der Waffenexport in 

Spannungsgebiete  und  in  Länder  mit 

problematischer  Menschenrechtssitua-

tion.  Am  Vorabend  des  diesjährigen 

Antikriegstags demonstrierten in Kassel 

wieder Hunderte von Menschen gegen 

den geplanten Panzerdeal. Auch an an-

deren  Rüstungsstandorten  fanden Ak-

tionen statt. Es tut sich was – und das 

ist gut so.
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   Atomwaffen: nicht modern, sondern illegal
von Regina Hagen, Kampagne atomwaffenfrei.jetzt, Darmstadt

Zuverlässig und einsetzbar müssen 

Atomwaffen sein, finden die Atomwaf-

fenstaaten, daher werden die Arsenale 

modernisiert. Im Fokus stehen je nach 

Land die  Größe und Zerstörungskraft 

der  Sprengköpfe,  der  Zündmechanis-

mus,  neue  Trägersysteme  (Bomber, 

Raketen  und  U-Boote),  eine  größere 

Reichweite und Zielgenauigkeit, Mehr-

fachsprengköpfe oder andere Gegen-

maßnahmen gegen Raketenabwehr, in 

den »neuen« Atomwaffenländern auch 

der Ausbau des Arsenals und die Pro-

duktion von mehr Spaltmaterial. 

Finanzkrise hin oder her: Die Kos-

ten für die Modernisierungsprogramme 

sind enorm, und die Kostenpläne wer-

den regelmäßig überschritten. Großbri-

tannien  beispielsweise  beziffert  den 

geplanten  Austausch  seines  U-Boot 

gestützten Arsenals auf  30 Mrd. US$. 

In  den  USA  ist  der  inzwischen  auf 

zehn Mrd. US$ hochgeschnellte Preis 

für die »Modernisierung« des auch in 

Deutschland stationierten Bombentyps 

längst  Wahlkampfthema,  Modernisie-

rungsprogramm  insgesamt  wird  hun-

derte Milliarden kosten. 

Grafik: Geschätzte Ausgaben für 
Atomwaffen 2011 in Mrd. US$ als „core 
costs“ (Quelle: www.  globalzero.org   )

Weltweit  lagen  die  Aufwendungen 

für  Atomwaffen  im  Jahr  2010  bei  91 

Mrd. US$. Das Weiße Haus ließ sich 

den  US-Atomwaffenkomplex  im  Jahr 

2011 ca. 31 Mrd. US$ kosten (dazu ka-

men gut acht Mrd. US$ für Raketenab-

wehr,  die  Bestandteil  der  US-»Ab-

schreckungstriade«  ist).  Die  anderen 

Atomwaffenländer  gaben  2011  schät-

zungsweise  einen  ähnlich  hohen  Be-

trag für Nuklearrüstung aus.

Diffuse Gründe für 
Atomwaffenbesitz
Das ist viel Geld für »Verteidigung« 

und  »Abschreckung«.  Dabei  wurden 

die Gründe für den Besitz von Atom-

waffen schon vielfach widerlegt.

-  Japan  kapitulierte  im  Zweiten 

Weltkrieg nicht aufgrund der Bomben-

abwürfe auf Hiroshima und Nagasaki, 

sondern als Reaktion auf den Kriegs-

eintritt der Sowjetunion.

-  Der  Besitz  von  Atomwaffen ver-

schaffte  den  Staaten  bei  der  Kriegs-

führung keinen Vorteil.

-  Atomwaffen sind kein Stabilitäts-

faktor, im Gegenteil: Je mehr Atomwaf-

fenstaaten es gibt, desto instabiler wird 

die Welt.

Dennoch  scheint  es  vielen  Politi-

kern  (deutlich  seltener  auch  Militärs) 

der  Atomwaffenstaaten  einfach  nicht 

vorstellbar, die »Sicherheit« ihres Lan-

des  ohne Atomwaffen  zu  gewährleis-

ten.  Folgerichtig  stellte  US-Präsident 

Obama im April 2009 in seiner Prager 

Rede  »Eine  atomwaffenfreie  Welt« 

klar:  „Solange  es  diese  Waffen  gibt,  

werden  wir  ein  sicheres  und  wirksa-

mes Arsenal […] aufrechterhalten […]“ 

In  ihrem  Strategischen  Konzept 

vom November 2010 bezeichnete die 

NATO Atomwaffen als „Garant für die 

Sicherheit“,  und  das  Gipfeltreffen  in 

Chicago  erklärte  im  Mai  2012,  „dass 

das  Dispositiv  der  nuklearen  Kräfte 

des Bündnisses gegenwärtig die Krite-

rien eines wirksamen Abschreckungs- 

und  Verteidigungsdispositivs  erfüllt“ 

und  dass  „die  möglichst  umfassende 

Beteiligung der Bündnispartner an der 

kollektiven  Verteidigungsplanung  mit 

Bezug auf deren nukleare Anteile, an 

der Stationierung von nuklearen Kräf-

ten  [in  Belgien,  Deutschland,  Italien, 

den Niederlanden und der Türkei; RH] 

in  Friedenszeiten  und  an  Führungs-, 

Kontroll-  und  Konsultationsverfahren 

[zu] gewährleisten“ sei. 

Deutschland hatte sich, um diesem 

Anspruch  gerecht  zu  werden,  beim 

NATO-Gipfeltreffen in Chicago im Mai 

2012 sogar zur Aufgabe der Forderung 

nach einem Abzug der thermonuklea-

ren  Fliegerbomben  des  Typs  B61-3 

und B61-4 aus Büchel überreden las-

sen und will nun stattdessen 250 Mio. 

€  in  die  Verlängerung der  Einsatzbe-

reitschaft des Trägerflugzeugs Tornado 

stecken.  Für  die  Modernisierung  der 

Atomwaffen  hingegen  sind  die  USA 

zuständig. „Sicher, zuverlässig und ef-

fektiv“ soll  das Arsenal der USA wer-

den, daher wird der neue Bombentyp 

B61-12  entwickelt,  der  im  Austausch 

gegen die vorhandenen Bomben dann 

auch  in  Deutschland  stationiert  wer-

den soll.

Unmoralisch und illegal
Anstatt  über „Sicherheit,  Zuverläs-

sigkeit und Effektivität”, die Größe von 

Arsenalen oder die Gefahr von Atom-

waffen  in  den »falschen Händen« zu 

reden,  startete  die  Regierung  der 

Schweiz eine Initiative mit genau ent-

gegengesetztem  Ziel:  Sie  stellte  vor 

der  Weltgemeinschaft  die  Legitimität 

von  Atomwaffen  generell  in  Frage. 

„Unbenutzbar, unmoralisch und illegal“ 

seien  sie,  befand  die  schweizer  Au-

ßenministerin  Micheline  Calmy-Rey 

anlässlich  der  Überprüfungskonferenz 

des nuklearen Nichtverbreitungsvertra-

ges (NVV) im Mai 2010. Unbenutzbar 

seien sie aufgrund ihrer  unverhältnis-

mäßigen Zerstörungskraft.  Da sie Le-
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ben  und  Umwelt  unterschiedslos  zer-

stören,  seien sie „nicht  nur eine Mas-

senvernichtungs-  sondern  eine  Auslö-

schungswaffe“  und  folglich  unmora-

lisch.  Und schließlich „können wir  uns 

kein Szenario vorstellen, in dem diese 

Waffe  eingesetzt  werden  kann,  ohne 

das  humanitäre  Völkerrecht  zu  verlet-

zen“, also seien Atomwaffen per se ille-

gal. 

Damit zog Calmy-Rey ein knappes 

Fazit der Studie »Deligitimizing Nuclear 

Weapons«,  die die  Eidgenossenschaft 

gemeinsam  mit  dem  Internationalen 

Komitee des Roten Kreuzes in Auftrag 

gegeben hatte. Und sie griff damit auch 

das Rechtsgutachten zur (Il-) Legalität 

von  Atomwaffen  des  Internationalen 

Gerichtshofes  auf,  der  1996  befand, 

„dass  die  Bedrohung  durch  oder  An-

wendung von Atomwaffen generell  im 

Widerspruch zu  den in  einem bewaff-

neten  Konflikt  verbindlichen  Regeln 

des internationalen Rechts  und insbe-

sondere den Prinzipien und Regeln des 

humanitären  Völkerrechts  stehen  wür-

den“. 

Mit  dieser  Argumentation  rannten 

die Schweiz und das Rote Kreuz bei ei-

nem Großteil  der  Staaten,  die  an  der 

NVV-Konferenz  teilnahmen,  und  bei 

den NichtregierungsvertreterInnen offe-

ne  Türen  ein  und  brachte  etwas  fri-

schen Wind in  die  schalen Diskussio-

nen, die sich meist nur um »Nichtver-

breitung«  drehen.  Die  Sorge  um  die 

„katastrophalen humanitären Folgen ei-

nes Atomwaffeneinsatzes“ schafften es 

sogar ins Abschlussdokument der Kon-

ferenz. 

Beim Folgetreffen 2012 wurde das 

Thema  erneut  prominent  aufgegriffen, 

inzwischen  nicht  mehr  nur  von  der 

Schweiz  sondern  in  einem  gemeinsa-

men Plenarbeitrag von 16 Staaten aus 

aller Welt. „Atomwaffen haben das zer-

störerische  Potential,  das  Überleben 

der  Menschheit  zu  bedrohen,  und  so 

lange es sie gibt, hält auch die Bedro-

hung  der  Menschheit  an.  […]  Außer-

dem  taugen  Atomwaffen  nicht  dazu,  

aktuelle Herausforderungen wie Armut,  

Gesundheit,  Klimawandel,  Terrorismus 

oder  transnationale  Verbrechen  zu 

adressieren.  Es  ist  vorsichtig  ausge-

drückt  höchst  bedenklich,  dass  jedes 

Jahr enorme Gelder für die Aufrechter-

haltung,  Modernisierung  und  Erweite-

rung  nuklearer  Arsenale  ausgegeben 

und  gleichzeitig  die  verfügbaren  Bud-

gets für Soziales, Gesundheitsvorsorge 

oder Erziehung gekürzt werden.“ Unter 

Verweis  auf  das  humanitäre  Völker-

recht konstatierte das Statement weiter: 

„Es  ist  von  elementarer  Dringlichkeit,  

dass  diese  Waffen  unter  keinen  Um-

ständen jemals wieder eingesetzt wer-

den.  Der  einzige  Weg,  das  sicherzu-

stellen, ist die vollständige, irreversible  

und  verifizierbare  Abschaffung  der 

Atomwaffen, und zwar unter wirksamer 

internationaler Kontrolle.“

Nuklearwaffenkonvention: 
weiterhin Stillstand
Damit  knüpften  die  16  Staaten  an 

die Schlussfolgerung des Internationa-

len  Gerichtshof  in  seinem  Rechtsgut-

achten von 1996 an: „Es gibt eine Ver-

pflichtung,  Verhandlungen  in  redlicher 

Absicht  fortzusetzen  und  abzuschlie-

ßen,  die  zu atomarer  Abrüstung in  all 

ihren Aspekten unter strikter und effek-

tiver internationaler Kontrolle führt.“ Die 

Mehrheit der Staaten fordert genau das 

ein. Die »Factual Summary« der NVV-

Konferenz  2012  konstatiert:  „Viele 

Staaten  betonten  die  Notwendigkeit  

von Verhandlungen über ein mehrstufi-

ges Programm für die vollständige Ab-

schaffung von Atomwaffen innerhalb ei-

nes  vorgegebenen  Zeitrahmens,  ein-

schließlich  einer  Atomwaffenkonventi-

on.“

Dafür  kämpft  die  Friedensbewe-

gung schon seit 15 Jahren. 1997 legten 

drei internationale Nichtregierungsorga-

nisationen einen Entwurf  für  eine  Nu-

klearwaffenkonvention  vor,  die  genau 

das  ist:  ein  Plan  in  mehreren  zeitlich 

genau  festgeschriebenen  Stufen  zur 

Vernichtung sämtlicher Atomwaffen und 

Trägersysteme mit einem strikten Verifi-

kationssystem. 

Tornado der Bundeswehr als atomares 
Trägersystem 

In  Deutschland  forderte  der  Bun-

destag im März 2010 die Bundesregie-

rung  einstimmig  auf,  sich  neben dem 

Abzug  der  US-Atomwaffen  von  deut-

schem Boden genau dafür stark zu ma-

chen. Daran sollten wir  die deutschen 

PolitikerInnen  im  bevorstehenden 

Wahlkampf  zur  Bundestagswahl  2013 

erinnern.  Vor  den  NATO-Partnern  ku-

schen,  wie  das  Kanzlerin  Merkel  und 

Außenminister Westerwelle in Chicago 

getan haben, muss mit dem Wahlzettel 

bestraft werden.  Die deutsche Kampa-

gne  »atomwaffenfrei.jetzt«  will  dafür 

Sorge tragen, dass die Kampagnenfor-

derungen  in  die  Wahlprogramme  der 

Parteien  aufgenommen  und  von  den 

KandidatInnen  für  Bundestag  und 

Kanzlerschaft  unterstützt  werden.  Sie 

lauten: :  „Verbot und Vernichtung aller  

Atomwaffen – weltweit. Keine Moderni-

sierung  von  Atomwaffen.  Abzug  der  

Atomwaffen aus Deutschland.“

Weitere Infos:
www..atomwaffenfrei.de

(Grafik: Transparent der Kampagne)
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   Gegen Kriegführung von NATO-Luftwaffenzentrum Kalkar 
von Bernhard Trautvetter, Essener Friedensforum

Am 3. Oktober findet in Kalkar eine 

große Demonstration der Friedensbe-

wegung statt.  An diesem Ort  hatte in 

den 80er Jahren der  Hunderttausend-

fache Protest der Anti-AKW-Bewegung 

den Bau des atomaren Schnellen Brü-

ters verhindert, der atomwaffenfähiges 

Plutonium erbrütet hätte.

In den 80er Jahren hatte gleichzei-

tig  die Friedensbewegung millionenfa-

chen Zulauf, als es darum ging, zu ver-

hindern, dass die NATO mit der Pers-

hing II eine Waffe erhält, die den Atom-

krieg  führbar  machen  sollte.  Damals 

galt  die  schnelle  bunkerbrechende 

Waffe  als  Enthauptungswaffe  gegen 

die  Atommacht  Sowjetunion.  Ihr  Ziel 

haben die Strategen nicht aufgegeben. 

Luft- und Raumfahrt in der 
NATO-Planung integriert
In  einem  Betonbunker-Gebäude 

des früheren AKW-Areals  sitzt   heute 

auch das NATO-Joint Air Power Com-

petence Centre, das Luft- und Raum-

fahrt (Space Power)-Elemente der Ver-

teidigung  genannten  Kriegsführung 

miteinander verbindet – man spricht in 

diesem  Zusammenhang  von  einem 

„integral  feature“, also von Integration 

beider Bereiche für die Kriegsführung. 

Man will sogenannte zentrale und stra-

tegische Kompetenzen entwickeln. Der 

Vertrag der beteiligten Staaten (spon-

soring nations) wurde 2004 nach einer 

internen  Konferenz  namens  ‚White 

Smoke’-Konferenz und nach finanziel-

len Klärungen per Unterschrift  formell 

gültig, aber nicht entsprechend öffent-

lich bekannt.  

Egal, was man sich dabei dachte, 

‚White Smoke’ symbolisiert  das weit-

gehend  im  Verborgenen  gehaltene 

Vorgehen,  und  es  assoziiert  die  nu-

kleare Wolke, wie dieses Zitat aus Fu-

kushima zeigt:  „Das japanische Fern-

sehen brachte die Katastrophe in Mil-

lionen Wohnzimmer im ganzen Land, 

wobei  die  Zuschauer  den Horror  der 

Katastrophe als  eine  Explosion  eines 

Atomreaktors  in  Fukushima  erlebten. 

Die Explosion riss das Dach des Reak-

torgebäudes hinweg, und es trat eine 

dicke ‚weiße Wolke’ aus.“ 

Bundeswehrführung und NATO ha-

ben dort ohne viel öffentliche Aufmerk-

samkeit   Führungszentralen  für  Luft-

kriegsoperationen eingerichtet: 

Die  Bundeswehr  unterhält  die 

„Führungszentrale  Nationale  Luftver-

teidigung“,  die  NATO das  „Combined 

Air Operations Centre “ (CAOC). Man 

observiert  offiziell  den Luftraum Euro-

pas von den Alpen aus nordwärts. Tur-

nusmäßig in diesem Jahr wird außer-

dem  das  Kommando  der  NATO-Ein-

greiftruppen  in  aller  Welt   von  der 

Seydlitz-Kaserne  in  Kalkar  aus  gere-

gelt. 

Konkret  geht  es  laut  laut  Rheini-

scher Post (27.1.11) um: „Vorgesehen 

ist ein neues Führungs- und Informati-

onssystem, das ein Nato-einheitliches 

Lagebild  erstellt  und  im  Bedrohungs-

fall  auf  die Fähigkeiten der einzelnen 

Ländern zugreifen könnte. ... Das Auf-

gabenspektrum  umfasst  dabei  die 

Luftraumüberwachung  und  Identifizie-

rung,  die  Planung,  Koordination  und 

Führung von zugewiesenen Luftstreit-

kräften, die Koordination von Operatio-

nen  mit  Heeres-  und  Marine-

einheiten,  ...  sowie  die  Bereitstellung 

verlegefähiger Führungselemente.“ 

Kommandozentrale gegen
Völkerrecht + Grundgesetz
Zum  wiederholten  Ignorieren  von 

UNO-Beschlüssen,  also  Völkerrechts-

bruch bei „Einsatz“ genannten Kriegen 

kommt hinzu, dass Angehörige der als 

Parlamentsarmee installierten Bundes-

wehr  in  Kriegshandlungen  verwickelt 

werden, die nicht immer einen jeweils 

erforderlichen  Bundestagsbeschluss 

zur  Grundlage haben – das  läuft  auf 

Verfassungsbruch hinaus;  Demokratie 

wird ausgehöhlt.  Kalkar aber soll noch 

mehr: 

Die Luftwaffe schreibt  dazu:  ‚Kon-

zentriert man nun den Blickwinkel auf  

die  Streitkräfte  so  ist  festzustellen,  

dass  weltraumgestützte  Systeme  in 

immer  mehr  militärischen  Bereichen 

Einzug finden. Klangen bis vor kurzem 

für  die  Bundeswehr  noch  Aussagen 

aus dem Bereich der amerikanischen 

Streitkräfte  wie  Science  Fiction,  als 

Generale  offen  postulierten,  dass 

ohne die gesicherte Weltraumnutzung 

kein militärischer Konflikt zu bestreiten  

sei, so kann diesem in Bezug auf die  

aktuellen  Einsätze  der  Bundeswehr  

nun  nicht  mehr  ernsthaft  widerspro-

chen  werden.  ...  Grundsätzlich  ist  ...  

die Nutzung unterschiedlicher Anwen-

dungen  aus  dem  Weltraumbereich 

ohne Alternative,  von der Gewinnung  

benötigter Zieldaten über die Navigati-

on im Flug bis hin zur Wirkungsanaly-

se.  Schließlich  stellt  die  Einführung  

von  unbemannten  Luftfahrzeugen  ...  

die  Bundeswehr  vor  weitere  Heraus-

forderungen.’  

Drohnen kennen wir unter anderem 

aus völkerrechtswidrigen Einsätzen Is-

raels im Gaza-Streifen und der USA in 

Afghanistan/Pakistan,  wo  sie  als  To-

desstrafen-Exekution  Verdächtiger 

ohne  Gerichtsurteil  und  völkerrechtli-

ches Mandat das Recht des Stärkeren 

zur Anwendung bringen. 

Dass für das Joint Air Power Com-

petence Centre Kalkar  die  Kriegsfüh-

rung und nicht alleine die offizielle und 

Grundgesetz-konforme  ‚Verteidigung 

des  Friedens’  als  Mission  zählt,  das 

zeigt sich auch daran, dass dort am 9. 

Oktober dieses Jahres eine Konferenz 

unter dem Titel „Kriegsführung (Warfa-

re) im 21. Jahrhundert“ stattfindet. 

Auf  der  Website  des  Joint  Air 

Power Competence Centrums heißt es 

in Englisch, dass Experten aus Armee, 

Industrie, Regierungen und Nichtregie-

rungsorganisationen auf der Konferenz 

in Kalkar über das Potential  der Luft-

streitkräfte im 21. Jahrhundert diskutie-
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ren  werden.  So  wird  die  militärische 

Logik der NATO-Strategen immer wei-

ter  in  den  Alltag  selbst  vor  Ort  inte-

griert,  wenn  wir  uns  nicht  machtvoll 

wie einst dagegen stellen.

Raketen-Abwehrschirm ist
NATO-Atomkriegsplanung 
Der  Aufruf  der  Friedensbewegung 

zur  Demonstration  am  3.Oktober  in 

Kalkar  besagt,  dass  dort  die  NATO 

auch Teile des Raketenabwehrschirms 

in Simulationen testet.

Da  durch  einen  solchen  Abwehr-

schirm  ein  eventueller  Gegenschlag 

wirkungslos verpuffen würde, macht er 

den  Atomkrieg  durch  eine  größere 

Aussicht  auf  seine  Führbarkeit  wahr-

scheinlicher:  Wenn  in  einem  Erst-

schlag, den sich die NATO immer noch 

vorbehält,  fast  alle Raketendepots ei-

nes Supermachtgegners wie Russland 

zerstört sind, können die wenigen Ra-

keten des Reaktionsschlages neutrali-

siert werden. 

Die  NATO begründete  auf  ihrem 

letzten Gipfel in Chicago den Raketen-

abwehrschirm  in  Punkt  58  der  Ab-

schlusserklärung  von  Chicago  unter 

Bezug auf ihren Gipfel in Lissabon, wo 

sie das Abwehrprogramm gegen ballis-

tische Raketen beschlossen hatte. Ziel 

sei die ‚Verteidigung der Europäischen 

NATO-Bevölkerung  ’  -Gebiete  und 

Truppen  gegen  die  wachsenden  Be-

drohungen durch die Weiterverbreitung 

ballistischer Raketen.’ Im Text sieht die 

NATO ein Anwachsen entsprechender 

Bedrohungen  vor  allem  auf  Seiten 

Nordkoreas und des Iran. 

Dazu  sagte  der  UNO-Waffenin-

spekteur  und  ehemalige  IAEA-Gene-

ralsekretär Hans Blix: „Verhandlungen 

sind der einzige Weg. Verhandlungen 

sind nicht zuletzt eine Frage der Psy-

chologie, und sie wurden vom Westen 

teilweise  in  selbstherrlicher  Art  und 

Weise geführt.  Die Iraner  haben,  wie 

viele  andere  auch,  ihren  Stolz  und 

fühlten  sich  behandelt  wie  Parias.  ... 

Wenn der Westen sagt, wir verhandeln 

mit euch, aber erst wenn ihr die Anrei-

cherung  von  Uran  ausgesetzt  habt, 

dann ist das psychologisch nicht klug.“ 

Wenn laut Faktenlage der Iran nur 

Vorwand für die NATO ist, den Rake-

tenabwehrschirm  in  der  Öffentlichkeit 

zu  legitimieren,  dann  geht  es  logi-

scherweise eben doch darum, die Fä-

higkeit  zu  erringen,  einen  Atomkrieg 

führbarer  zu  machen  und  die  russi-

schen Bedenken hätten eine Logik, die 

bereits  für  die  frühere  Sowjetunion 

Gültigkeit hatte. Demgemäß war auch 

die  Reaktion der russischen Adminis-

tration  noch  im  Mai  dieses  Jahres: 

Moskau  glaube  den  Beteuerungen 

Washingtons nicht, dass der Schild nur 

gegen andere Staaten und nicht gegen 

Russland gerichtet sei,  betonte Russ-

lands  Generalstabschef  Makarow.  Zi-

tat: «Wenn die USA und die NATO es 

für möglich halten, bei Gewährleistung 

der eigenen Sicherheit,  die Sicherheit 

ihrer Nachbarn außer Acht zu lassen, 

dann bleibt uns nichts anderes übrig, 

als  passende  Gegenmaßnahmen  zu 

ergreifen»,

Demonstration gegen 
wachsende Kriegsgefahr
Wenn für  Militärs mittlerweile  wie-

der ein Atomkrieg als führbar angese-

hen wird, so gilt das erst recht für kon-

ventionelle  Kriegsführung.  Die NATO-

Strategie,  gegen die die Friedensbe-

wegung am 3.Oktober demonstriert, ist 

alles  in  allem unwahr,  eskalationsan-

fällig, teuer, völkerrechtswidrig und zu-

dem auch noch für uns alle lebensbe-

drohlich.

Wir  stehen  vor  der  Aufgabe,  die 

Proteste  nicht  nur  am  3.  Oktober  in 

Kalkar so breit wie möglich in die Be-

völkerung zu tragen, denn die Gefahr 

ist angesichts des Pulverfasses Naher 

und  Mittlerer  Osten,  von  dem  die 

NATO für ihre Planungen begründend 

spricht, und das sie selbst schürt, nicht 

geringer als in den 80er Jahren, als die 

Friedensbewegung  gegen  die  Strate-

gie,  dem  Atomkrieg  führbar  zu  ma-

chen, massenhaft demonstrierte.

Aktuell und vor Ort ist es eine un-

serer notwendige Aufgaben, was Willi 

Hoffmeister vom Ostermarsch-Komitee 

Rhein/Ruhr fordert: „Wir verlangen die 

Entfernung des NATO-Luftwaffen-Füh-

rungshauptquartiers in Kalkar“.

 Aufstandsbekämpfung – 
 Städte als Kriegsgebiet

Inmitten der riesigen Heidelandschaft  des GÜZ wird ab 2012 

eine moderne Großstadt nachgebaut: Schnöggersburg hat eine U-

Bahn,  einen  Flughafen,  eine  Innen-  und  Altstadt,  Plattenbauten, 

Wohnhäuser, Industrie- und Elendsviertel. “Diese Stadt könnte über-

all auf der Welt stehen” (Oberst Michael Matz, Leiter des GÜZ). [...]

Das Nato-Strategiepapier “Urban Operations in the Year 2020” 

konstatiert, dass weltweit mehr und mehr Menschen in Städten le-

ben und dort verarmen. Daher sei es nötig, Defizite der Einsatzfä-

higkeiten der Militärs im urbanen Raum zu beheben. Unruhen wer-

den schlicht  als  erwartbare  Herausforderungen kalkuliert,  die  be-

kämpft werden müssen. Neben baulichen Besonderheiten stellt vor 

allem das Operieren in bewohntem Gebieten die Armee vor Proble-

me: Wo Kämpfer_innen von der Bevölkerung kaum zu unterschei-

den sind, gibt es angesichts ziviler Opfer schnell Proteste.

Quelle: www.warstartsherecamp.org

Das GÜZ Altmark bei Hillersleben/Magdeburg ist der moderns-

te Truppenübungsplatz Europas. Von Kämpfen in Städten bis zum 

Gefecht von Panzergruppen werden hier militärische Interventionen 

von Luft- und Bodenmilitärtrupps simuliert. Der Betreiber „Rheinme-

tall Dienstleistungszentrum Altmark“ vermietet das Gelände an die 

Bundeswehr  und andere  europäische  Armeen,  ist  Dienstleisterin 

der gesamten Technik und Logistik und leistet die Vorarbeit für die 

militärischen Analysen. Hier wird Krieg geübt, ausprobiert, vorberei-

tet.

Alle  Bundeswehr-Soldat_innen,  die  in  einen  Auslandseinsatz 

geschickt werden, müssen sich im GÜZ einem in der Regel zwei-

wöchigen Kampftraining unterziehen. Samt Ausrüstung werden sie 

zum GÜZ verfrachtet, hier üben sie mit Laserwaffen, Rauchbomben 

und Kunstblut Krieg.
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   Kurdischer Frühling in Syrien und türkische Interessen
     Interview mit Murat Cakir, Geschäftsführer der Rosa-Luxemburg-Stiftung Hessen, Kassel

FJ: Es hat den Anschein, dass den 

Kurden wiederholt eine Schlüsselrolle 

bei den militärischen Auseinanderset-

zungen im Nahen Osten zukommt. So 

ist der kurdisch besiedelte Norden des 

Iraks wohl weitgehend autonom. Ist 

dieses ein positives Ergebnis des US-

amerikanischen Irak-Krieges? Leben 

dort die Kurden heute besser als in 

der Türkei?

Ob  aus  dem  völkerrechtswidrigen 

Irak-Krieg der USA und der folgenden 

Besatzung etwas  Positives zu gewin-

nen ist, mag ich zu zweifeln. Aber den-

noch; für die KurdInnen im Irak, also in 

Südkurdistan ist das autonome Gebiet 

zweifelsohne eine positive Entwicklung 

–  besonders  im  Vergleich  zur  Türkei 

und zu Saddam-Ära.

Eine  differenzierte  Betrachtung 

zeigt, dass aufgrund der Gebietsauto-

nomie dort den KurdInnen besser geht 

als  denen in  der  Türkei.  Kurdisch ist 

Amtssprache,  Schul-  und  Hochschul-

ausbildung findet in Kurdisch statt und 

politische Freiheiten sind – wenn auch 

nur relativ – gegeben.

Auf der anderen Seite jedoch ver-

tiefen  sich  soziale  Konflikte,  das  Ge-

biet ist von demokratischen Strukturen 

weit entfernt und ist zu einem Steuer-

paradies für ausländische – besonders 

für  türkische  –  Konzerne  geworden. 

Ausländische  Firmen  zahlen  keine 

Steuern, die sonstigen Abgaben liegen 

bei 3 Prozent. Davon profitieren vor al-

lem türkische Firmen. Türkische Ban-

ken,  Elektrokonzerne,  Bauunterneh-

men  und  Energiefirmen  dominieren 

den Markt. Deren Umsatz beläuft sich 

auf  mehrere Milliarden Dollar.  Alleine 

der türkische Energieriese Genel Ener-

ji hat eine Investition von 1,2 Milliarden 

Dollar  getätigt  und  produziert  täglich 

125.000  Barrel  Öl.  Die  Mehrheit  der 

Bevölkerung ist  von dem Wirtschafts-

aufschwung weitgehend ausgeschlos-

sen, die Familienmitglieder des Präsi-

denten  der  Autonomiebehörde  -  Me-

sud Barsani - bestimmen alle Bereiche 

Es ist kein Widerspruch, dass aus-

gerechnet die Türkei, während sie im 

eigenen Land ihre kurdischen Staats-

bürgerInnen terrorisiert, mit dem kurdi-

schen Autonomiegebiet derart eng ver-

flochten ist. Zum einen spielen die Öl-

reserven  (rund  60  Milliarden  Barrel) 

des Gebiets eine gewichtige Rolle für 

die von Energielieferungen abhängige 

Türkei. Zum anderen sind sowohl Me-

sud  Barsani  als  auch  der  kurdische 

Staatspräsident  Iraks  Celal  Talabani 

zu  wichtigsten  Partnern  der  neuen 

strategischen  Ausrichtung  der  türki-

schen  Außenpolitik  geworden.  Eine 

Schlüsselrolle spielen beide in der auf-

keimenden  schiitisch-sunnitischen 

Machtkampfs in Kurdistan.

Dazu kommt die Hoffnung der Tür-

kei, mit Barsani den wachsenden Ein-

fluss der von der PKK geführten kurdi-

schen Freiheitsbewegung eindämmen 

zu können. Die PKK-Stellungen in den 

nordirakischen  Qandil-Bergen  sind 

auch für Barsani ein »Dorn im Auge«. 

Aber  die  breite  gesellschaftliche  Ver-

ankerung der PKK und des inhaftierten 

KurdInnenführers  Abdullah  Öcalan  in 

allen vier Teilen Kurdistans macht alle 

Pläne zur  Nichte.  Barsani  kann nicht 

gegen den Willen seiner eigenen Be-

völkerung agieren. So versucht er über 

Verträge mit internationalen Ölkonzer-

nen, den offenen Konflikt mit der iraki-

schen Zentralregierung und offensicht-

lichen Veränderung der ethnischen Zu-

sammensetzung  der  Bevölkerung  im 

ölreichen  Kirkuk  und  Mossul  seinen 

Einfluss zu erhöhen. Ob diese Politik 

Barsanis  und seine  Unabhängigkeits-

bestrebungen im Sinne der KurdInnen 

ist, muss angezweifelt werden.

FJ: Inwieweit sieht die türkische 

Regierung in der aktuellen Autonomie 

der kurdischen Region in Syrien – be-

dingt durch ein entstandenes Macht-

vakuum nach dem Abzug der Regie-

rungstruppen – eine Bedrohung mit in-

nenpolitischen Hintergrund?

Die  türkischen  Entscheidungsträ-

ger tun so, als ob sie von der Ausru-

fung  der  Autonomie  in  Nordsyrien 

(Westkurdistan) überrascht seien. Da-

bei ist seit Jahren zu beobachten, wie 

unter der Führung der stärksten kurdi-

schen Partei  PYD (Partei  der  Demo-

kratischen Union) dort sich eine Oppo-

sition formierte. Diese Opposition steht 

unter dem Einfluss von Öcalan. Im Ge-

genzug zu dem sog. »Syrischen Natio-

nalrat« lehnen die kurdischen Parteien 

sowohl  das  Assad-Regime  als  auch 

eine internationale Intervention in Syri-

en ab. Die Aussage des PYD-Führers 

Müslüm, dass sie »für ein demokrati-

sches Syrien in seinen jetzigen Gren-

zen und gegründet von allen SyrierIn-

nen« streiten, hat für hohe Sympathien 

in der syrischen Bevölkerung gesorgt. 

Auch  die  demokratische  Rätestruktur 

der  kurdischen  Koalition  findet  inner-

halb  anderen  ethnischen  und  religi-

ösen Gruppen immer mehr Anhänge-

rInnen.

Für die Türkei ist diese Entwicklung 

sowohl eine innen- als auch eine au-

ßenpolitische Bedrohung. Die befreiten 

Gebiete der syrischen KurdInnen, die 

traditionell eher mit den türkischen Tei-

len verbunden sind als mit Damaskus, 

stellen eine Gefahr für die »Kurdische 

Frage«  der  Türkei  dar.  In  der  sy-

risch-türkischen Grenzregion leben auf 

beiden Seiten KurdInnen, die miteinan-

der  verwandt  sind.  KurdInnen  in  der 

Türkei  sympathisieren  offen  mit  der 

kurdischen  Autonomie  in  Syrien  und 

zeigen ihre Solidarität. Dies wiederum 

erschwert die von der Türkei präferier-

te militärische Lösung.

Inzwischen  eskaliert  die  Lage  in 

den  kurdischen  Gebieten  der  Türkei 

(Nordkurdistan).  Die  undemokrati-

schen  Maßnahmen,  der  de  facto 

Kriegsrechtszustand in den kurdischen 

Gebieten,  die  massiven  Menschen-

rechtsverletzungen sowie die adminis-

trative Inhaftierung von nahezu zehn-

tausend  Menschen  werden  von  der 
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hoch politisierten kurdischen Bevölke-

rung  nicht  mehr  hingenommen.  Akti-

onsformen  des  zivilen  Ungehorsams 

weiten sich aus und Zehntausende ge-

hen  auf  die  Straßen.  Die  ständigen 

Bombardierungen  und  militärische 

Operationen konnten  den Widerstand 

der  PKK-Rebellen  nicht  zurückdrän-

gen.  Im  Gegenteil;  derzeit  findet  in 

Semdilli, eine Region im Südosten der 

Türkei,  ein  offener  Krieg  statt.  Rund 

700 Rebellen stehen 100.000 Soldaten 

gegenüber.  Aber  die Asymmetrie des 

Kriegs  hat  zur  Folge,  dass  die  türki-

sche Armee kaum aus ihren Kasernen 

raus kann und den Transport nur noch 

auf  dem  Luftwege  vornehmen  muss. 

Trotz der verhängten Nachrichtensper-

re und der regierungsnahen Berichter-

stattung der gängigen Medien aus der 

Region  kommende  glaubhafte  Nach-

richten belegen dies.

Grafik: Kurdische Siedlungsgebiete 
(Quelle: Kurdische Gemeinde Saarland)

Hintergrund  dieser  Eskalation  ist 

die Entscheidung der türkischen AKP-

Regierung, die kurdische Bewegung – 

wie die Tamilen in Sri Lanka – militä-

risch  vernichten  zu  wollen.  Aber  so-

wohl Semdilli als Westkurdistan bewei-

sen, dass weder  Kurdistan Sri  Lanka 

ähnelt,  noch die kurdische Bewegung 

den Tamilen. So bleibt die »Kurdische 

Frage« als Mutter aller  Probleme der 

Türkei weiter auf der Tagesordnung.

FJ: Während die türkische Regie-

rung zu Israel als US-Brückenkopf im 

Nahen Osten ein sehr gespanntes 

Verhältnis hat, betätigt sich die türki-

sche Regierung demgegenüber als 

Speerspitze in der von den USA pro-

vozierten Eskalation des Syrien-Kon-

fliktes. Wie passt das zusammen? 

Wäre eine militärische Eskalation für 

die Türkei von irgendeinem Nutzen?

Das gespannte Verhältnis zu Israel 

ist der Ausdruck der türkischen Bestre-

bungen,  der  erste  Partner  des  Wes-

tens  sein  zu  wollen.  Nachdem  die 

AKP-Regierung ab 2007 ihre Macht im 

Innern festigen konnte,  hat  sie  ange-

fangen  eine  sog.  »neo-osmanische 

Agenda«  zu  verfolgen,  an  dessen 

Ende  sie  sich  als  stärkste  Regional-

macht  im  Nahen  Osten  präsentieren 

will.

Diese Ambitionen der Türkei korre-

spondieren  mit  den  US-Interessen  in 

der Region. Gleichzeitig ist die Türkei 

mit Saudi Arabien und den Golfkoope-

rationsstaaten eng verbunden und hat 

sich für den Aufbau einer sunnitischen 

Achse entschieden.

Syrien wiederum gehört  zu schiiti-

schen  Achse  unter  der  Führung  des 

Irans  an  und  ist  somit  eine  wichtige 

Bastion,  die  eingenommen  werden 

muss. Aufgrund ihrer fast 900 km lan-

gen Grenze  mit  Syrien  ist  die  Türkei 

das einzige Land, von der die bewaff-

neten Oppositionskräfte logistisch und 

ohne  Probleme  unterstützt  werden 

können.  Zudem liegt  eines  der  wich-

tigsten US-Basen in der Türkei (Incir-

lik) und die gegen den Iran gerichteten 

Radaranlagen  des  NATO-Raketen-

schirms  sind  ebenfalls  in  der  Türkei 

(Malatya-Kürecik) installiert.

Schon sehr früh hat sich die Türkei 

gegen  Assad positioniert.  Das  Kalkül 

war klar: durch US-amerikanische und 

türkische  Unterstützung  sollte  das 

Assad-Regime  von  »syrischen«  Kräf-

ten selbst gestürzt werden. Die Türkei 

wurde,  ermutigt  durch  saudische 

Despoten, zum Subunternehmer west-

licher Interessen. Einmischung in inne-

re Angelegenheiten eines souveränen 

Staates, Parteinahme in einem Bürger-

krieg,  illegale  Waffenlieferungen, 

u.v.a.m.,  die allesamt im krassen Wi-

derspruch zur  UN-Charta stehen, ge-

hören  nun  zum  Repertoire  der  türki-

schen Aktivitäten in Syrien.

Doch  es  hat  sich  erwiesen,  dass 

Syrien nicht Libyen ist und Assad wei-

terhin  Rückhalt  in  zahlenmäßig  nicht 

zu  unterschätzenden  Teilen  der  syri-

schen Bevölkerung hat. Über Damas-

kus sollte der Weg nach Teheran ge-

ebnet werden und bei dieser »Neuord-

nung« wollte die Türkei einen großen 

Happen abbekommen. Jetzt  steht  sie 

vor  den  Trümmern  der  eigenen  Au-

ßenpolitik. Selbst wenn Assad gestürzt 

wird, wird die Türkei nicht die maßgeb-

liche  Kraft  sein  können,  die  das  Ge-

schehen in dem Ruinenfeld Syrien be-

stimmen kann. Während Saudi Arabi-

en und Qatar weit  entfernt  sind,  wird 

die  Türkei  womöglich  selbst  Schau-

platz ethnischer und religiöser Regio-

nalkriege werden. So gesehen werden 

die  neoliberalen  Konvertiten der  AKP 

von dieser  subimperialistischer  Politik 

keinen Nutzen ziehen können. Das ist 

schon jetzt absehbar.

FJ: In Deutschland leben viele Kur-

den, die sicherlich auch die Entwick-

lung in Syrien mit erhöhter Aufmerk-

samkeit verfolgen. Welche Positionie-

rungen in Bezug auf die Konfliktlinien 

in Syrien – zwischen pro und contra 

Assad-Regime – sind hierzulande er-

kennbar?

Innerhalb der kurdischen Commu-

nity gibt es keine einzige Organisation, 

die sich positiv auf das Assad-Regime 

bezieht.  Auch die  kurdischen Migran-

tInnen  in  Deutschland,  insbesondere 

jene die aus Syrien  stammen, haben 

die Jahrzehnte der Unterdrückung und 

Rechtlosigkeit  nicht  vergessen.  Wäh-

rend Teile von kurdischen Organisatio-

nen zu  Zeiten  des  Irak-Regimes ein-

deutig  den Sturz  von  Saddam unter-

stützt  haben,  stehen heute alle  maß-

geblichen  kurdischen  Organisationen 

gegen  eine  militärische  Intervention 

von  außen.  Sie  unterstützen  die  ge-

waltfreien Teile der syrischen Oppositi-

on und solidarisieren sich mit den Au-

tonomiebestrebungen  im  Norden  des 

Landes.  Unterschiede  sind  bei  den 

Barsani nahestehenden KurdInnen zu 

sehen. Während sie sich für einen un-

abhängigen  kurdischen  Nationalstaat 

einsetzen,  unterstützt  der  große  Teil 

die  politische  Linie  der  PYD »für  die 

Befreiung und Demokratisierung Syri-

ens durch die Hand der Syrer selbst«.

Mögliche  Konfliktlinien  könnten 

nach  dem  eventuellen  Sturz  des 

Assad-Regimes im Bezug auf die Na-

tionalstaatsfrage entstehen.  Heute  je-

doch positionieren sich die kurdischen 

MigrantInnen  eindeutig  gegen  das 

Assad-Regime.

     Interviewfragen: Karl-Heinz Peil
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Bundeswehr raus aus den Bildungseinrichtungen 
Bündnisdemo und Aktionswoche für militärfreie Bildung und Forschung

Aus dem Aufruf:
Bundeswehr in den 
Schulen
Die Bundeswehr  versucht  in  Schu-

len immer mehr Fuß zu fassen. In Un-
terrichtseinheiten soll die Arbeit der Bun-
deswehr  und die  damit  einhergehende 
Kriegspolitik als humanitäre, friedensstif-
tende Maßnahme vermittelt werden. …

Die  in  acht  Bundesländern  abge-
schlossenen  Kooperationsvereinbarun-
gen zwischen den Kultusministerien und 
der Bundeswehr ebnen den Jugendoffi-
zieren verstärkt den Weg in die Schulen. 
Vor  allem  seit  der  Aussetzung  der 
Wehrpflicht  2011  ist  die  Bundeswehr 
vermehrt  auf  Werbung  und  Öffentlich-
keitsarbeit angewiesen, da neue Solda-
ten rekrutiert werden müssen.

Der Konflikt in Syrien, die dort drohende 
militärische  Intervention  und  die  offene 
Kriegsdrohung  Israels  gegen  den  Iran 
standen im Mittelpunkt der Aktionen zum 
diesjährigen  Antikriegstag,  wie  hier  in 
Stuttgart.

In Baden-Württemberg wurde Ende 
2009  eine  Kooperationsvereinbarung 
abgeschlossen, woraufhin sich seitdem 
stetig Protest im Ländle regt. Etliche Ab-
geordnete  der  grün-roten  Landesregie-
rung hatten sich vor der Wahl für eine 
Kündigung ausgesprochen, die noch im-
mer nicht umgesetzt ist…

Weitere  Bestrebungen  sich  gesell-
schaftlich zu etablieren und ihre Akzep-
tanz  zu  steigern,  werden  erkennbar 
durch  die  offensiveren  Werbeaktionen. 
Oftmals  finden  Militärzeremonien  oder 
Konzerte der Bundeswehrkapelle auf öf-
fentlichen Raum statt. ... So soll ein ge-
sellschaftliches  Klima  geschaffen  wer-
den,  in  dem  Bundeswehreinsätze  und 
die damit verbundenen Kriege nicht wei-
ter  hinterfragt  werden.  Dies  soll  per-
spektivisch auch für Einsätze im Inneren 
gelten,  welche  grundgesetzwidrig  sind 
und dennoch schon in Ausnahmefällen, 
wie z.B. 2007 im Rahmen des G8 Gip-
fels in Heiligendamm oder der WM 2006 
in Deutschland stattfinden. …

Hochschulforschung für 
das Militär
An zahlreichen deutschen Universi-

täten  findet  heute  militärische  For-
schung und  Lehre  statt:  Im Karlsruher 
Institut für Technologie (KIT) werden ko-
gnitive,  intelligente  Landfahrzeuge  ent-
wickelt. Etwa zehn Millionen Euro sollen 
in die Erforschung der Fahrzeugdrohnen 
gesteckt werden. Das Institut für Ange-
wandte Festkörperphysik in Freiburg ist 
an  der  Entwicklung  des  Bundes-
wehr-Transportflugzeugs Airbus  A400M 
beteiligt. Die Universität Stuttgart forscht 

für  das  Unternehmen  Eurocopter,  einer 
Tochter des Rüstungsgiganten EADS, an 
neuen  Rotorblättern  und  Kampfhub-
schrauberstrukturen. Allein 2008 gab die 
Bundesregierung  nach  Eigenaussagen 
1,1  Milliarden  Euro  für  die  Militärfor-
schung an Hochschulen aus …

Die  Forschung  wird  instrumentali-
siert, um das Rüstzeug für die weltweiten 
Einsätze der Bundeswehr weiter zu ent-
wickeln.

An dutzenden Universitäten gründe-
ten sich  Initiativen,  die  versuchen,  eine 
Zivilklausel  in  die  Grundordnung  ihrer 
Einrichtung – und als weiteren Schritt in 
das Hochschulgesetz der verschiedenen 
Bundesländer,  auch  in  Baden-Württem-
berg – einzufügen. Durch eine Zivilklau-
sel  wird  festgeschrieben,  dass  For-
schung,  Lehre  und  Studium  nur  nicht-
militärischen Zwecken dienen dürfe.  Es 
soll  nur für  friedliche und zivile Zwecke 
geforscht werden.

Heraus zur bundesweiten 
Aktionswoche !
●  Erinnern  wir   die   Landesregie‐

rung   an   ihr  Versprechen   zur   Kündi‐
gung   der   Kooperationsvereinbarung 
zwischen dem Militär und dem Kultus‐
ministerium! Für militärfreie Bildung!

●  Für  eine  Zivilklausel   im  Landes‐
hochschulgesetz Baden‐Württemberg! 

●  Für   alle   ein   gleichberechtigtes 
und  solidarisches  Leben  –  ohne  Krie‐
ge!

Demonstration in Stuttgart
Sa., 20.10.2012
14 Uhr Lautenschlagerstraße
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